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Editorial 


Mancher Leser wird dem Editorial der letzten Nummer entnommen haben, 
daß es uns als Blatt wirtschaftlich nicht besonders gut geht. Zwar wachsen 
die Abos weiter, aber unser bisheriger Versand bricht zusammen. Aufrufe 
helfen da offenbar wenig, in der allgemeinen Verzweiflung scheint sich 
derzeit jeder selbst der nächste zu sein. Um so mehr wissen wir es zu 
würdigen, daß sich unser Verlag entschlossen hat, den "telegraph" am Leben 
zu erhalten, nicht aus wirtschaftlichen, sondem aus inhaltlichen Gründen. 

Wir sind auch deshalb weit davon entfemt, einen wirtschaftlichen 
Mißerfolg für ein Zeichen inhaltlicher Schwäche zu halten, zumal in einem 
wirtschaftlich zusammenbrechenden Land. Wir haben uns aber doch 
überlegen müssen, wie wir unter den gegenwärtigen Bedingungen 
irgendwann mal wieder schwarze Zahlen schreiben können. Und da werden 
wir dem Leser, der weiterhin unsere Zeitschrift schätzt, ein wenig zumuten 
müssen. 

Der "telegraph" kann, um es kurz zu machen, in Zukunft nur noch 
monatlich einmal erscheinen, und kostet, wie andere nichtkommerzielle 
Blätter in Westdeutschland 3,00 DM. Dafür hat er allerdings 48 bzw. 52 
Seiten und wird - hoffentlich dementsprechende inhaltliche Verbesserungen 
erfahren. Daß wir nun doch beim Namen "telegraph" bleiben und nicht, wie 
es einer stärker thematisch betonten Zeitschrift zukäme, etwa zu 
"Umweliblätter" zurückkehren, ist dem einmal eingeführten Namen 
geschuldet. Und übrigens ist es ein guter und gediegener Name, der mit 
einigem Ruhm bedeckt ist. Immerhin waren wir beispielsweise in den 
Oktobertagen letzten Jahres die einzige regelmäßig erscheinende 
Untergrundzeitschrift. 

Um Wahrhaftigkeit, um verschwiegene oder zugedeckte Nachrichten 
und um die Erschließung von neuen Zusammenhängen wollen wir wir uns 
auch weiter kümmern. Wer von den Lesern uns dabei weiter folgen will, ist 
herzlich eingeladen. 

Noch ein paar technische Probleme: Mit dem Korrekturlesen hat es 
diesmal, wie wir gerade zu spät (gegen 7 Uhr früh) merken, gar nicht gut 
geklappt. Pech hatten wir auch mit der erstmaligen Anwendung einer 
automatischen Trennung. Wir versuchen uns zu bessern! 

Redaktion "telegraph" 


Ein neuer Anfang für die Basisgruppen? 
Protestaktion gegen die Verschleppung der Stasiakten. Teil 2 


Bereits im letzten "telegraph" haben wir über die Besetzung und Mahnwache 
in bzw. vor der Ostberliner Stasizentrale berichtet. Ein Gegenartikel im 
gleichen Heft von "Käthe kollwitz" ("Es ist zu spät") kritisierte streng und 
von oben herab die Aktion. 

Aber die Fragen die dort gestellt wurden, tauchten natürlich auch bei 
Besetzern und Mahnwache auf. Es war ein wenig spät und die Gegenwehr 
war verzweifelt und eigentlich illusionär. Trotzdem hat es wichtige Ergeb- 
nisse gegeben. 

Es begann, wie schon im letzten Heft berichtet, am 3. September, als 
Bürgerrechtler aus dem Neuen Forum, der Umwelt-Bibliothek, der Vereinig- 
ten Linken und Unabhängige in Haus 7 der Stasizentrale eindrangen. Vor den 
Toren setzte sich eine Mahnwache fest. Ihr gehörten zwar ebenfalls 
Mitglieder der Neuen Forums und der Umwelt-Bibliothek an, aber zu grossen 
Teilen sammelten sich hier Leute, die früher nichts mit Basisgruppen zu tun 
hatten. Dementsprechend schwieriger war es, ganz abgesehen von den Wit- 
terungsbedingungen, für diese Gruppe, zu selbstbestimmten und 
partnerschaftlichem Umgang zu finden. Fast durchweg gab es eine gläubige 
Erwartungshaltung zu den prominenten Besetzern im Stasiarchiv, in- 
sbesondere zu Sagengestalten wie Wolf Biermann, Bärbel Bohley, Reinhardt 
Schult und Ingrid Köppe. 

Dabei war die Situation für die Besetzer weitaus erträglicher. Sie befan- 
den sich in trockenen Räumen, die Mahnwache in oft regenwas- 
serdurchflossenen Zelten. Sie hatten Duschen, die Mahnwache musste jeden 
Tropfen Wasser erbetteln. Die Besetzer hatten, nachdem der Innenminister 
den Zugang für die Presse untersagt hatte, eher Langeweile. Die Mahnwache 
wurde täglich von hunderten von Bürgern und Dutzenden von Journalisten 
besucht und befragt, musste Veranstaltungen organisieren und konnte sich 
dann in feuchten Schlafsäcken erholen. 

Aber es gab das erstaunliche Ergebnis, dass die Mahnwachengruppe 
sehr bald zu gemeinsamen und selbstbesimmten Handeln fand und je länger 
3% mehr den komplizierten Aufgaben gewachsen war. Eine wesentliche Vor- 
raussetzung dafür waren allabendliche Vollversammlungen, bei denen die 
Arbeit der nächsten Tage besprochen wurden. Dass es auch negative 
Randerscheinungen gab, ist selbstverständlich: Fluktuation, Schmarotzer und 
schliesslich und hauptsächlich diese verdammte "Herzberg-Fraktion". 

Dieser Typ von Menschen, psychosozial Geschädigte, tauchten bisher bei 
jder Mahnwache auf und nutzten die basisdemokratischen Strukturen und 
die Toleranz der Gruppenmitglieder aus. Die Namensgebung rührt von einer 
sattsam bekannten Dame aus diesem Spektrum einerseits und einer ebenso 
bekannten psychatrischen Klinik Berlins andererseits her. Im vorigen Jahr 
gewann bei der Mahnwache in der Gethsemanekirche zum Schluss die 
Herzberg-Fraktion sogar die Oberhand, indem sie sich mit dem Gemeindekir- 
chenrat verbündete. Es ist zwar peinlich, aber es muss einmal gestanden wer- 


den: Zum Schluss steckten im vorigen Jahr diese Leute Spendengelder in die 
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an der Tür ist das Schild "Bundesarchiv/Zwischenarchiv" angebracht worden. 
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4. Oktober, 23 Uhr: Leute der Mahnwache sehen im Archivgebäude 


‚Mahnwache und Polizei vor dem Archivgebäude am 6. Oktober 


eigene Tasche und kommandierten das Publikum herum. 

Auch bei der Mahnwache in der Ruschestrasse kam es wieder zu 
Aufläufen von Herzberg-Leuten. Sie konnten aber weggeschickt bzw. von 
der Gruppe neutralisiert werden. 

Das Verhältnis zu den Besetzern war zunächst, wie gesagt, von Gläubi- 
 gkeit und dann von zunehmender Enttäuschung gekennzeichnet. Da niemand 

zu den Besetzemn vorgelassen wurde, die Besetzer aber nach einem gentle- 
ment agreement mit der Polizei jederzeit ein- und ausgelassen wurden, war 
vereinbart, dass regelmässig Besetzer an der Vollversammlung der 
Mahnwache teilnehmen und so der Kontakt zwischen den beiden Gruppen 
gehalten wird. Diese Vereinbarung wurde von den Besetzem schnell verges- 
sen und soweit sie doch an den Vollversammlungen teilnahmen, wurde kaum 
etwas zur Besetzergruppe weitergegeben. 

Erstmals tauchten stärkere Differenzen auf, als sich die Besetzer zum 
Hungerstreik entschlossen. Von der Mahnwachengruppe war demgegenüber 
geltend gemacht worden, dass es wichtig sei, über den Einigungstag am 3. 
Oktober hinweg Präsenz zu zeigen und ein Hungerstreik so oder so die Ak- 
tion zeitlich begrenze. Die Antwort von seiten der Besetzer zeigte inhaltliche 
Unterschiede: Es ginge ihnen nicht, wie der Mahnwache, um den Kampf 
gegen die übernahme der Akten durch Geheimdienste und um Widerstand 
auch gegen diese neuen überwachungsbehörden. Es sei nicht möglich, gegen 
alle übel der Welt auf einmal zu kämpfen. Ihnen ginge es zunächst nur um 
Zugangsmöglichkeiten für DDR-Bürger zu ihren Akten und die adäquate un- 
abhängige Verwaltung der Stasi-Archive. 

Bewertungsunterschiede ergaben sich auch in der Beurteilung des 
Nachtrags zum Staatsvertrag, der auf Grund des Drucks der Besetzer und der 
Mahnwachen (in der gesamten DDR) zustande kam. Zwar wurde der Sonder- 
bevollmächtigte Gauck mit seinen schwammigen Verhandlungsergebnissen 
bei einem Besuch bei den Besetzem scharf kritisiert. Nichtsdestoweniger 
.verkauften die Besetzer den Nachtrag zum Staatsvertrag und die 
Gauck-Behörde beim Abbruch ihrer Aktion als Erfolg. Demgegenüber bildete 
sich in der Mahnwachengruppe zunehmend die Meinung heraus, dass der 
Nachtrag eine neue und nicht einmal geschickte Maskierung für den Zugang 
für Geheimdienste sei. 

Nachdem die Besetzer das Archiv geräumt und ihre Aktion abgebro- 
chen hatten, wurde natürlich die Position der Mahnwache schwieriger. Die 
Journalisten blieben aus, weil ihnen prominente Ansprechpartner fehlten und 
mit dem Presseecho erlahmte auch der Andrang des ohnehin in Berlin nicht 
sehr stark interessierten Publikums. Immerhin gelang es der Mahnwache 
durch ein weiteres Konzert und eine spektakuläre Endeckung ihre Aufgabe 
mit Anstand zu Ende zu führen. . 

Bei einer Streife im Gelände entdeckten am 4. Oktober Mitglieder der 
Mahnwache im Archivgebäude 9 Licht und das Schild "Bundesarchiv/Zwis- 
chenarchiv”. Nachdem sich herausgestellt hatte, dass dies tatsächlich nicht 
mit rechten Dingen zuging, wurde in der kommenden Nacht die Presse alar- 
miert. Das Bundeskriminalamt gab in der ersten überraschung gegenüber 
ADN zu, dass im Archivgebäude eine Durchsuchung und ausserdem die 
überprüfung von Bundestagsabgeordneten auf Stasimitgliedschaft stattgefun- 
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den habe. Am Abend wurde dann freilich alles wieder dementiert. Aber nach- 
dem am nächsten Wochende sämtliche Stasi-Agenten in Bonn aufflogen, 
glaubte kein Vernünftiger mehr an die Version des BKA. Der Kaiser war 
wieder einmal nackt, und es bleibt zu hoffen, dass das sehr viele gemerkt 
haben. 

Ein voller Erfolg war dann noch einmal die Aktion von Unbekannten. 
Ein gefälschtes Formular forderte die "werten Bürger" auf, ihre personen- 
gebundenen Akten am Eingang El der Stasizentrale abzuholen und Tausende 
Berliner kamen. Sie waren zunächst wütend über die Täuschung, un- 
terschrieben aber dann den Forderungskatalog, den Offenen Brief. Damit hat 
die Aktion immerhin das eine gebracht, insgesamt xxx Unterschriften für die 
Aufarbeitung durch die Betroffenen und gegen den Zugang für Geheim- 
dienste. 

Die Mahnwache musste am 11. Oktober beendet werden. Auch die 
letzte Spass-Aktion konnte nicht verhindern, dass BKA und Geheimdienste 
ihre gierigen Finger in die illegal gesammelte Daten der Stasi steckten. Die 
Arbeit gegen die alten und neuen Geheimdienste musste neue Aktionsformen 
finden. Zum Beispiel mit der zunächst auf DDR-Gebiet beschränkten Initia- 
tive "Bürger gegen Geheimdienste", die von den Mitgliedem der 
Mahnwachen in Dresden, Leipzig, Potsdam und Berlin am 4. Oktober 
gegründet wurde. 

Natürlich sind xxx Unterschriften kein sehenswertes Ergebnis, zumal 
gegenüber einer "freiheitlich demokratischen Grundordnung” (FdGO), die 
das Mittel der Volksbefragung und des Volksentscheids für kein Mittel der 
Demokratie hält,und Verfassungsschutz und andere Geheimdienste zu 
rechtsstaatlichen Organisationen erklärt. Aber immerhin ist es doch Besetzern 
und Mahnwache gelungen, sehr deutlich die Legitimationsschwächen des 
neuen Systems zu zeigen. Da die Aktion sich von jeder deutlichen par- 
teipolitischen Stellungnahme enthielt und eben nur die alle Bürger betref- 
fende Frage der Stasiakten und der neuen überwachungsbehörden 
thematisiertte, erschienen Leute aus allen Altersstufen, allen 
Bevölkerungsschichten und allen politischen Spektren. Und es zeigte sich, 
dass wir uns in diesem Punkt wirklich einig sind: Wir wollen keinen alten 
und keine neuen ‚Geheimdienste, mit der überwachung der Bürger muss 
endlich Schluss sein. Es zeigte sich, dass ein breites Bündnis quer über die 
verschiedenen Spektren sehr wohl auch heute möglich ist. 

Und es wurde klar, dass gewaltlose Aktionen immer noch für Regierer 
und ihre Werkzeuge ein schwer zu behandelndes Hindemis sind. Ostentativ 
gewaltlose Aktionen sind nur schwer in die radikale und extremistische Ecke 
abzudrängen und sie stossen auf breite Resonanz in der Bevölkerung. Dabei 
ist nicht zu leugnen, dass die Position Gewaltloser zwischen den verschieden 
Fronten immer schwieriger wird; zwischen mit Brandflaschen und Pistolen 
ausgerüsteten Nazis, bis an die Zähne bewaffneten Polizisten und schliesslich 
nicht weniger armierten Strassenkämpfern, die zudem mit dem Vorwurf des 

ismus einher kommen. 
Und dann diese westdeutsche Linke, die angesichts dieser Aktion wieder ein- 
mal ein Vexierbild ihrer rettungslosen Verranntheit und Ausweglosigkeit 
lieferte: Die Mahnwache fragte bei dem bekannten Rechtsanwalt Croissant 
an, ob er bei einer Podiumsveranstaltung über den Verfassungsschutz reden 
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Werte Bürger! 


Im Zuge der Auflösung der Deutschen Demokratischen Republik und des 
Anschlusses der Länder an die Bundesrepublik Deutschland wurde folgende 
Maßnahme beschlossen: 


Die personenbezogenen Akten und Daten sowie die Personendossiers des 
in Auflösung befindlichen Ministeriums für Staatssicherheit werden ab 
8. Oktober 1990 den betreffenden Personen ausgehändigt. Damit soll der 
Tatsache Rechnung getragen werden, daß diese Art der Kontrolle der 
Bürger in einem freiheitlich- demokratischen Rechtsstaat als ein die 
PEUnD eBenden Menschenrechte verletzender Eingriff ın die persönliche 
reiheit rechtswidrig ist. 
Diese Maßnahme gilt für Personen: 
* die das 18. Lebensjahr vollendet haben und bis zum 3. Oktober 1990 
Bürger der DDR waren, 
* für Bürger der BRD, die in der Zeit zwischen dem 13. August 1961 und 
dem 3. Oktober 1990 zeitweise Staatsbürger der DDR waren, 
* für Bürger anderer Staaten, die in der Zeit zwischen dem 13. August 
1961 und dem 3. Oktober 1990. außerdem Bürger der DDR waren, 
* für Bürger anderer Staaten, die bis zum 3. Oktober 1990 ihren ständi- 
gen Wohnsitz auf dem Gebiet der DDR hatten. | 


Ausgenommen von dieser Regelung sind Personen, die sich zur Zeit im Straf- 


vollzug befinden oder im Ausland tätig sind. Bei ihnen wird eine Einzelfall- 
überprüfung vorgenommen. 


Für Bürger des o.g. Personenkreises, die ihren Hauptwohnsitz in Berlin _ 

haben, erfolgt die uBane vom 8.Oktober bis zum 10. Oktober in der Zeit 
von 9.00 Uhr bis 20.00 Uhr im Gebäude des ehemaligen Ministeriums für 

Staatssicherheit in der Frankfurter Allee, Eingang ET. 


Die Ausgabe erfolgt nur persönlich gegen Vorlage des Personalausweises 
oder eines entsprechenden gültigen Dokuments gegen unterstehende 
Quittung (bitte ausgefüllt vorlegen)! 


Bitte hier abteremnt —— 70700 - -- 2 - 2 


Vorname 


Staatsbürgerschaft 
Wohnsitz | | 
| Unterschrift 


Wird von der Ausgabestelle ausgefüllt! 


Ausgabe Nr. 


Ausgegeben von 


SEE 


Personenkennzahl 


kann. Antwort: Nein, mit Totengräbern der DDR arbeitet er nicht zusammen! 
r.l. 


Hände weg von den Stasiakten! 


Gierig grabscht alles nach der Hinterlassenschaft der Stasi, nicht hörend auf 
die warnenden Stimmen, die da sagen: Wer die Stasiakten an sich bringt, um 
sie zu nutzen, der wird selbst zur Stasi! 


In den Archiven der Stasi sind Informationen von Millionen und aber Mil- 
lionen Menschen gesammelt. Zielstrebig wurden von den Observateuren und 
Aufklärer der Stasi u.a. Schwachstellen von Menschenausgeforscht, die 
geeignet schienen, die Betreffenden entweder unglaubwürdig, mundtot oder 
gefügig zu machen. Sie wurden gesammelt in nötigender oder erpresserischer 
Absicht, gesetzwidrig und kriminell nach altem wie nach neuem Recht | 
Schon deshalb haben Behörden eines Rechtsstaats, will er auch weiterhin als 
solcher gelten, ihre Pfoten von dem Teufelszeug zu lassen. 

Doch Macht kennt keine Skrupel. Wie anders sonst ist zu erklären, dass in der 
Nacht vom 4. zum 5. Oktober Beamte des Bundeskriminalamtes (BKA) unter 
Schutz von Einheiten der berühmt-berüchtigten GSG 9 in das Stasiarchiv 
eindrangen und dort "Ermittlungen" anstellten? Mitarbeiter der 
Gauck-Behörde versichern inzwischen, dass nichts Schlimmes geschehen sei 
- Siegel seien nicht erbroChen worden. Erstens: Woher wollen sie das wissen, 
wo sie doch die ursprünglichen Siegel weder angebracht hatten noch kennen 
und bei der Nacht-und-Nebel-Aktion des BKA auch nicht zugegen waren? 
Zweitens: Woher wollen sie wissen, dass die BKA-Akteure Unterlagen in 
versiegelten Räumen suchten? Die Blauäugigkeit eines David Gill oder einer 
Barbara Skibik, die sie schon zu Zeiten des Bürgerkomitees gegenüber 
psychologisch getrimmten, mit hinreichend Lebenserfahrung und Menschen- 
kenntnis ausgestatteten MfS-lern "auszeichnete”, ist schon kaum mehr 
erträglich. Die Naivität der "Auflöser" des MfS hat das Stasiarchiv in der 
Vergangenheit ehemaligen MfS-lem und durch sie "gesiebten” Staatsar- 
chivaren überlassen, sie wird fürderhin das "Sonderarchiv" all und jedem wie 
einen Selbstbedienungsladen: zur Verfügung stellen- nur den Opfern nicht. 
Nach Ansicht des Gauck-Intimus Ladwig besteht die Hauptaufgabe des 
Sonderarchivs in nächster Zeit darin, allen möglichen Behörden bei 
Sicherheitsüberprüfungen zu dienen. Dabei gibt es dafür nicht einmal 
gesetzliche Regelungen, die festschreiben, wo Sicherheitsbedürfnisse dies 
rechtfertigen, wo Sicherheitsbedürfnisse einsetzten und wo sie enden. Darf 
nun jeder Postdienststellenleiter seine Neugierde befriedigen und sich als 
strammer Spätrevolutionär beweisen, indem er einen ehemaligen IM kurzer- 
hand auf die Strasse feuert? 

Wer sich gegenüber anderen Menschen nicht vergangen hat und dafür nicht 
rechtskräftig verurteilt wurde, der hat als unschuldig zu gelten. Und wer wohl 
hat darüber zu befinden, ausser klagende Opfer und urteilende Gerichte?! 
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Jede andere Verfahrensweise führt nur zu Programstimmung und Selbstjus- 


tiz! Und genau dem wird Vorschub geleistet, wenn jedem, nur den Opfern 


nicht, der Zugriff zu den Stasiakten ermöglicht wird. 

Zu diesen Akten zählen auch Tausende von Karteiblättern und Dossiers über 
nahezu alle Politiker und Bedienstete in Bonner ämtern und Behörden, vom 
Minister bis zur Klofrau, die einst von der Hauptverwaltung A 

(HVA) des MfS angelegt wurden. Auch hier wurde gezielt nach Schwachstel- 
len im Leben der Observierten geforscht, um Menschen zur Zusammenarbeit 
mit dem MfS gefügig machen zu können. Vielleicht haben die Herren des 
BKA nach diesen Dateien gesucht? 

Und wenn ja, dann sicherlich nicht, um sie den Betreffenden auszuhändigen. 
Zwar wäre auch damit nicht gesichert, dass mit diesen Daten kein Missbrauch 
mehr betrieben werden kann. Immerhin hatten die HVA-Leute viel Zeit, 
davon Sicherheitsverfilmungen oder ähnliches herzustellen. Aber wenn den 
Betroffenen die gesammelten Daten bekannt sind, dann sind die Mösglic- 
hkeiten der Erpressbarkeit von Menschen beträchtlich eingeschränkt. 
Zumindest entfällt das höchst wichtige überraschungsmoment. Wenn jedoch 
diese Daten den Betroffenen vorenthalten bleiben, dann sind etliche von 
ihnen, möglicherweise sogar wegen Geringfügigkeiten, durchaus erpressbar, 
‚sind sie künftig von den alten wie neuen Besitzern dieser Informationen an 
der langen wie kurzen Leine führbar. 

Darum: Gebt die Stasiakten endlich in die Hände der Stasiopfer! überlasst es 
den Stasiopfern, die schuldig Gewordenen rechtsstaatlich zur Verantwortung 
zu ziehen. Und hört endlich auf, ähnlich der Stasi in der Vergangenheit nicht 


schuldig Gewordener herumzuschnüffeln! Wer jedoch keine Skrupel kennt 


und glaubt, die Stasiakten für andere als für Rehabilitierungszwecke oder für 
gesetzlich geregelte eng begrenzte Sicherheitsüberprüfungen nutzen zu 
dürfen, der sei gewarnt: 


Er wird zur Stasi und er wird enden wie sie ! 
/ Hans Schwenke 


Pressemitteilung 


VertreterInnen der Mahnwachen vor den Stasi-Zentralen verschiedener Städte 

ee am 17. Oktober 1990 die Initiative "BürgerInnen gegen Geheim- 
enste" 

Um eine weitere Verschleppung der Lösung der Probleme um die 

Stasi-Akten zu verhindern, formulierten 

die Anwesenden eine Benutzerordnung für den Umgang mit den Stasi-Akten, 

die ihren Forderungen entspricht. Damit nutzen wir das Angebot des Sonder- 

beauftragten Herrn Gauck. 

Die der Gauck-Behörde übergebenen Forderungen enthalten unter anderem: 

- Verhinderung des Zugriffs von Geheimdiensten und ähnlichen Behörden zu 

den Stasi-Akten 

- Rehabilitierung der Opfer 

- Herausgabe der personenbezogenen Akten an die Betroffenen 

- öffentliche Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit. 
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Die Benutzerordnung und weitere Informationen können gegen Rückporto 

bei 
Initiative "BürgerInnen gegen Geheimdienste" 
Umwelt-Bibliothek Berlin 
Schliemannstrasse 22 
Berlin 
O - 1058 
angefordert werden. i . 
Berlin, den 18. 10. 1990 


Initiative BürgerInnen gegen Geheimdienste 
Pressemitteilung 


Aus den Erfahrungen bei der Auflösung des Ministeriums für Staatssicherheit 
ergibt sich für uns, Mitglieder der Mahnwachen in verschiedenen Städten, die 
Notwendigkeit, der Macht der Geheimdienste entgegenzutreten. So haben wir 
uns dazu entschlossen, die "Initiative BürgerInnen gegen Geheimdienste" ins 
Leben zu rufen. 

Da sich Geheimdienste der öffentlich-demokratischen und parla- 
mentarischen Kontrolle weitestgehend entziehen, stellt sich die Initiative 
BürgerInnen gegen Geheimdienste unter anderem das Ziel, weiter für eine 
Offenlegung der Stasivergangenheit in Zusammenhang mit der Aufarbeitung 
der Geschichte der DDR für die Öffentlichkeit zu kämpfen und den Betrof- 
fenen die unrechtmässig zusammen getragenen Daten zurückzugeben. Sie 
wendet sich gegen Geheimdienste und geheimdienstähnliche Behörden, die 
sich den Zugang zu den Stasi-Akten verschaffen, um Material für Erpressung 
und Beherrschung von BürgerInnen zu gewinnen. 

Die Initiative BürgerInnen gegen Geheimdienste sieht, dass mit der 
Angliederung der DDR an die BRD die Herrschaft von anderen Geheimdien- 
sten und eine neue ära der Gesinnungsschnüffelei gegen BürgerInnen begon- 
nen hat. Die Geheimdienste und geheimdienstähnlichen Behörden 
insbesondere BND, MAD und Verfassungsschutz 

sind ähnlich gefährlich wie das alte Ministerium für Staatssicherheit der 
DDR, gleiches gilt für die Geheimdienste anderer Staaten. Sie werden nur 
oberflächlich kontrolliert und entwickeln sich zunehmend zum Staat im 
Staate. Sie neigen ebenso wie die Stasi zur illegalen Ausweitung ihrer Täti- 
gkeit und konnten dank starker Fürsprecher in Politik und Wirtschaft ihre 
legalen Zugriffsmöglichkeiten immer weiter ausdehnen. 

Sie benutzen jetzt Reststrukturen der Stasi und aufgrund besserer technischer 
Möglichkeiten können sie mit wesentlich höherer Effektivität als die Stasi die 
Bespitzelung aller für sie interessanten Personen durchführen. Einerseits stel- 
len sie ein Repressionsorgan gegenüber der Bevölkerung dar und schaffen 
dadurch erst "potentielle Staatsfeinde", andererseits tragen sie mit inter- 
natioraler geheimer Schnüffelei nicht zu einem Klima des Vertrauens zwis- 
chen den Staaten und Völkern bei. Nicht zuletzt sind sie eine übermässige 
und weitestgehend überflüssige Belastung für den Steuerzahler. 


11 


1 Ted akt umn: 


— 


EEE 


DENKST DU. 


DIE GEDANKEN 
SIND FREI... 


© 


Wir setzen uns ein für eine Aufarbeitung der Altlast Staatssicherheit 
und der damit verbundenen politischen Strukturen in der ehemaligen DDR, 
für die Hinterfragung anderer geheimdienstlicher Organisationen, . für die 
Aufklärung der Bürger über ihre Rechte (Datenschutz) und für die Offen- 
legung der Strukturen von Geheimdiensten. 

Wir sind offen für alle, die unser Anliegen teilen und mit friedlichen 
Mitteln verfolgen wollen. 


Kontaktadressen: 

Dresden: Roman Kalex, Tittmannstrasse 36, 8019 Dr Tel. (d) 487 3424 
Berlin: Umwelt-Bibliothek Berlin, Schliemannstrasse 22, 1058 Berlin 
Leipzig: Suse Asperger, F.-Lassalle-Strasse 2, 7010 Leipzig, Tel. 4784115 


Wir lassen nicht locker!!! 


Berlin, den 17. 10. 1990 Mahnwachen Dresden, Leipzig, Berlin 


Dokument: | 
Vorschlag für eine Benutzerordnung der Archive 
des ehemaligen MfS/A£NS. 


Die im Zusammenhang mit der Arbeit des MfS/AfNS gesammelten Informa- 
tionen stellen eine illegale Datensammlung dar. Moralisch sind die vom 
MfS/AfNS angelegten Akten Eigentum der Opfer. 

Im Zweifelsfall hat das Recht der Opfer Vorrang vor dem Recht der Täter. 
Geheimdienste und geheimdienstähnliche Behörden (einschliesslich Verfas- 
sungsschutz) haben kein Recht auf Zugriff zu den Akten. 

Eine absolute Voraussetzung für die Aufarbeitung der MfS/AfNS-Akten ist 
der Zugang zu den Akten der ZK-Abteilung Sicherheit der SED als der 
eigentlichen Befehlszentrale des MfS und ähnlicher relevanter Bereiche. 


1. Zuständigkeiten 


1.1. Für die gesonderte und gesicherte Unterbringung aller Dokumente 
und Materialien, die im Zusammenhang mit der Auflösung des MfS/AfNS 
gesichert wurden/werden, wird eine Lösung geschaffen. Diese beinhaltet die 
FE einem Archiv der jeweils ange Bezirksverwaltung des 
In diesen Archiven sind alle Voraussetzungen zur weiteren Aufarbeitung und 
Sicherung der Akten zu schaffen. 

1.2. Für die politische, historische und juristische Aufarbeitung sowie für 
die öffentlichkeitsarbeit | 

sind unverzüglich Dokumentationszentren einzurichten. 

1.3. Ein paritätischer Ausschuss aus parlamentarischen und ausserparla- 
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mentarischen Vertretern 

kontrolliert die in 1.1. und 1.2. genannten Tätigkeiten permanent. Dieser 
Ausschuss tagt immer öffentlich. Er ist der öffentlichkeit rechenschaftspflich- 
tig und hat auf Anfragen Auskunft zu erteilen. 


1.4. Die in 1.1. und 1.2. genannten Archive und Dokumentationszentren ar- 
beiten untereinander zusammen und machen sich Informationen und 
Materialien gegenseitig zugänglich gemäss Punkt 3 der Benutzerordnung. 


1.5. Die Verwaltung aller zu einem Land gehörenden Sonderarchive obliegt 
jweils einem Landesbeauftragten gemäss Einigungsvertrag über die 
Sicherung und Nutzung der personenbezogenen Daten des ehemaligen 
MfS/Af£NS. Die Landesbeauftragten werden von den jeweiligen Landespar- 
lamenten mit 

Zweidrittelmehrheit gewählt. 


1.6. Die Aufgaben dieser Sonderarchive liegen in der Sicherung und 
durchgängigen Archivierung aller Dokumente gemäss 1.1. dieser Bestim- 
mung, sowie der Kontrolle des Zugangs zu diesen. 


1.7. Die Mitarbeiter der Sonderarchive und Dokumentationszentren und ihre 
Sicherheitskräfte werden vom Landesbeauftragten des jeweiligen Landes 
eingestellt. Alle Mitarbeiter dieser Einrichtungen müssen auf MfS-Mitarbeit 
überprüft und zweifelsfrei unbeteiligt sein.- Sie haben eine eidesstattliche 
‘ Erklärung zu unterschreiben, dass sie niemals für eine geheimdienstliche Or- 
ganisation oder Behörde tätig waren, sind oder sein werden und die Daten 
nicht missbräuchlich verwenden. 


1.8. Einsichtnehmende Institutionen oder einsichtnehmende Personen haben 
kein Recht zur Weitergabe von Daten an Geheimdienste und geheim- 
dienstähnliche Behörden (einschliesslich Verfassungsschutz) oder an Dritte. 


1.9. Der Zugriff von Strafverfolgungs- und Justizbehörden auf die Akten ist 
beschränkt auf die moralische, berufliche und juristische Rehabilitierung der 
Opfer und die Verfolgung von Straftaten, die durch das MfS begangen wor- 
den sind bzw. deren Aufklärung vom MfS behindert wurde. 


2. Arbeitsaufgaben 


2.1. Nicht personenbezogenes Schriftgut (Befehle, Dienstanweisungen, 
Durchführungsbestimmungen usw.) 

registrieren, zugleich sichten und zusammenstellen zu Sammel- bzw. Aus- 
wahlbänden (Eigenverlag), anschliessend freigeben. 


2.2. Mielke- Archiv registrieren, aufarbeiten und zusammenstellen zu 
Sammel- bzw. Auswahlbänden (Eigenverlag), anschliessend freigeben. 


2.3. Vorgangsakten registrieren und aufarbeiten zur Freigabe (gef. 
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anonymisierte Lesekopie. 
fertigen). 


2.4. Personenbezogene Akten 
a) trennen in - Quellen- und Kaderakten 
- Personendossiers 

b) registrieren 
c) Inhaber der Personendossiers informieren (Aktennachweis) 
d) zur Freigabe nach Antrag aufarbeiten entsprechend Punkt 3 der Benut 
zerordnung 

(anonymisierte Lesekopien fertigen) 


3. Umgang mit Schriftgut und Datensammiungen 


3.1. Nicht personenbezogenes Schriftgut ist jedermann freizugeben 
a) zur Einsichtnahme 
b) zur Aushändigung in Form von Kopien 


3.2. Mielke-Archiv ist freizugeben 
jedermann zur Einsichtnahme und zur Aushändigung in Form von Kopien 

3.3. Vorgangsakten 
a) im Originalzustand freigeben nur zur Einsicht an Strafverfolgungs- und 
Justizbehörden für Rehabilitierungsverfahren 
b) Ausgabe in Form beglaubigter Kopien 
- für Rehabilitierungsverfahren an Strafverfolgungs- und Justizbehörden 
- an nachweislich Betroffene 
c) in Form von Lesekopien (anonymisierte Informantenklamamen) zur Ein 
sichtnahme bzw. 

Aushändigung für jedermann, wobei streng persönliche oder intime Details 
zu schwärzen sind. 


3.4. Personenbezogene Akten 


3.4.1. Quellen- und Kaderakten sind freizugeben nur 

a) Strafverfolgungs- und Justizbehörden 

- zur Einsichtnahme im Archiv 

- zur zeitweiligen überlassung für die Dauer des Ermittlungsverfahrens bzw. 
der Gerichtsverhandlung in Form beglaubigter Kopien 

b) parlamentarischen Körperschaften und gesetzlich legitimierten Behörden 
für gesetzlich geregelte Sicherheitsüberprüfungen auf Mitarbeit im 
MfS/AfNS ausschliesslich zur Einsichtnahme im Archiv. Auf die ein 
sichtnehmenden Personen sind die Punkte 1.7. und 1.8. analog anzuwen 
den. 


3.4.2. Personendossiers sind dem Betroffenen zur Einsichtnahme 
freizugeben, wobei streng persönliche und intime Details, die Dritte betref- 
fen, zu schwärzen sind. Sollte ein Rehabilitierungsverfahren angestrebt wer- 
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den, dürfen die Originalakten nicht zur Inbesitznahme bzw. Vernichtung 
freigegeben werden. Sie verbleiben aus beweistechnischen Gründen bis zum 
Ende des Verfahrens und der Einspruchsfrist im Archiv und dürfen nur in 
Form von beglaubigten Kopien ausgehändigt werden. Nach Abschluss des 
Rehabilitierungsverfahrens dürfen die Originale zur Inbesitznahme bzw. Ver- 
nichtung an die Betroffenen freigegeben werden. 

Wird kein Rehabilitierungsverfahren angestrebt, muss das im Falle der Inbe- 
sitznahme bzw. Vernichtung 

durch den Betroffenen schriftlich festgelegt werden. 


4. Schlussbestimmungen 

Wer gegen die Benutzerordnung und gegen die dadurch erlassene 
Durchführungsbestimmung verstösst, 

wird strafrechtlich verfolgt. 


Nichts hat sich geändert, 
nur die Namen sind verschieden 


Inzwischen hat wohl hoffentlich jeder die Illusion überwunden, dass wir nun 
in einer Gesellschaft leben, die frei von Bespitzelung, Ausforschung, übe- 
rwachung und Erpressung von staatlicher Seite ist. Da vieles für den 
ehemaligen DDR-Bürger noch unbekannt ist und sich einige wesentliche 
Entwicklungen erst in der letzten Zeit ergeben haben, im folgenden eine übe- 
rsicht über die verschiedenen Dienste, ihre Aufgaben und Methoden. 


I.Überblick über die Geheimdienstlandschaft in der 
BRD 


1. Der Verfassungschutz (V£S) 
Der VfS beschäftigt sich mit der Beschaffung und Auswertung ven Infor- 
mationen über Bestrebungen gegen die sogenannte 
“freiheitlich-demokratische Grundordnung“ und über Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungen die die äusseren Beiange der 
BRD gefährden könnten. 

Dazu gehören die Spionageabwehr, der Geheimnisschutz, die Beobach- 
tung von "verfassungsfeindlichen Bestrebungen und Aktivitäten". Die 
Festlegung, wer als Feind der Verfassung anzusehen ist, kann der VfS 
aufgrund seiner Informationen in eigener Verantwortung treffen. £ 

Der VfS darf (anders als die Stasi) laut Gesetz keine polizeilichen Auf- 
gaben wahrnehmen, er hat sich auf die Informationsbeschaffung zu be- 
schränken. 

Dazu darf er nachrichtendienstliche Mittel (Spitzel, Wanzen etc. 
einsetzen). 

In der Realität ist aber eine immer stärkere Aufweichung der Abgren- 
zung von Polizei und Geheimdiensten zu beobachten: 
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Abt. I - Rechtsextremismus und -terrorismus 

Abt.II - Beobachtung des Linksextremismus 

Abt. IV - Spionagebekämpfung 

Abt. V - Vorbeugender Geheim- und Sabotageschutz 

Abt. VI - Beobachtung sicherheitsgefährdender Bestrebungen von 
Ausländern 

Abt. VII - Beobachtungen des linksextremistischen deutschen Terrorismus 
Abt.VIN- sind organisatorische Abteilungen 

Die Zahl der Mitarbeiter setzt sich etwa wie folgt zusammen (Stand 1984, 
neueres war nicht aufzutreiben): 

ca.2500 beim Bundesamt Köln 

ca. 300-400 in den jeweiligen Landesämtern, also mit den "neuen Bun- 
desländern" zukünftig etwa 4.800-6.400 

etwa 30.000-40.000 V-Leute, auch Spitzel genannt 

Dieser Apparat erscheint gegenüber dem der Stasi recht klein, aber er 
arbeitet aufgrund seiner hohen Computerisierung sehr "effektiv". Im Gegen- 
satz zur Stasi existieren in der BRD insgesamt 4 Behörden mit Geheim- 
dienstcharakter, die sich die Aufgabe teilen. 

Der VfS arbeitet mit anderen Behörden zusammen. Dies betrifft sowohl 
den Geheimnisschutz als auch die Auskunfts- und Zusammenarbeitspflicht 
aller Behörden gegenüber dem VfS. 

Informationen des VfS werden auch zur sogenannten Sicher- 
heitsüberprüfung bei Bewerbungen um Beamtenstellen und in Firmen mit be- 
sonderen Sicherheitserfordemissen herangezogen. Das sieht dann so aus: 
Wenn man einmal aus irgend einem Grund in den Computern des VfS als 
verdächtig oder sonstwie bedenklich gespeichert ist, ist es schwer, in bestim- 
mten Berufen einen Job zu bekommen, da immer mehr Firmen (Behörden 
sowieso) eine Sicherheitsüberprüfung bei der Bewerbung um höher 
qualifizierte Jobs vornehmen lassen. Dies wird in nächster Zukunft besonders 
aktuell werden; diverse Westpolitiker haben schon Bedenken gegenüber einer 
Beschäftigung von PDS-Mitgliedern als Bundeswehroffiziere oder höhere 
Beamte geäussert. 

Mit hoher Sicherheit werden sich diese Bedenken auch auf andere 
Menschen erstrecken, die wesentlich weniger systemkonform sind als 
PDS-Mitglieder. 

Wenn das vorhandene Instrumentarium zur Unterdrückung von 
Menschen, die mit den gegenwärtigen Verhältnissen unzufrieden sind und 
etwas dagegen zu tun versuchen, voll ausgespielt ist, können auch die noch 
vorhandenen Reste von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ganz schnell den 
Bach heruntergehen. 


Der Bundesnachrichtendienst (BND) 


Der BND befasst sich mit der Sammlung und Auswertung von Informatio- 
nen, die die Aussen- und Sicherheitspolitik der BRD betreffen. Er ist also 
praktisch der Auslandsgeheimdienst der BRD. 

Dies bedeutet aber in keiner Weise, dass er nicht auch nach innen tätig 


17 


wird. Es gibt Informationen, wonach der BND Kontakte der internationalen 
Friedens- und Anti-Atombewegung sowohl im Ausland als auch innerhalb 
der BRD ausspäht. Er darf überall dort tätig werden, wo er Gefahr für die 
Aussen- und Sicherheitspolitik des Bundes sieht. Dies ist z.B. bei intemation- 
al organisierten Blockaden von Atom- und Giftgasbasen der Fall, da solche 
Aktionen die Sicherheit der im Bundesgebiet stationierten Truppen der 
Nato-Verbündeten "gefährden könnten. 


Der Militärische Abschirmdienst (MAD) 

Der MAD ist die Verfassungsschutzbehörde im Bereich der Bundeswehr mit 
den entsprechenden Aufgaben und Methoden der Informationsbeschaffung. 
Zu seinem Aufgabenbereich gehört ausserdem die Beurteilung: der Sicher- 
heitslage der Einrichtungen der Bundeswehr. Der MAD verfügt über eine 
Datenbank in der schon 1977 über 4 Millionen Wehrpflichtige gespeichert 
waren. ge 


Das Bundeskriminalamt (BKA) 

Das BKA ist im eigentlichen Sinne des Begriffs kein Geheimdienst, da es 
aber in zunehmendem Masse mit geheimdienstlichen Methoden arbeitet und 
wesentlicher Bestandteil des Konzepts der inneren Sicherheit ist, gehört es in 
diesen Artikel. Das BKA ist die zentrale Polizeibehörde in der BRD. Emnit- 
tlungen und Verfolgung von Schwerstkriminalität, schweren Drogendelikten, 
Terrorismus etc. fallen in seinen Aufgabenbereich. Das BKA führt ausserdem 
die zentralen Polizeidaten und organisiert den internationalen Fahndungs- 
und Observationsverbund. Weiterhin ist dass BKA zentraler Koor- 
dinierungspunkt für alle Behörden, die sich mit der "inneren Sicherheit" 
befassen. 


Geheimdienstliche Mittel und Mittel und Methoden 
Zu den Mitteln und Methoden, die noch aus der Stasi-Zeit bekannt sind 
(Wanzen, Spitzel. Observierung, geheime Durchsuchungen etc.) kommen 
noch ein paar neue bzw. mit grösserer Intensität benutzte Methoden. 


1. Die Video-überwachung 
Anfang 1983 wurde infolge des Aussteigens eines BKA-Technikers einiges 
über den Umfang der überwachung durch Videokameras in der BRD bekan- 
nt. Kameras zur Observierung von gefährdeten oder verdächtigen Objek- 
ten sind in allen möglichen Verstecken oder ganz offen angebracht, z.B. in 
Strassenlaternen, Mülltonnen, Papierkörben, Ampeln, Bahnhofsanlagen, 
hinter Rostlöchern von Autos, an Kreuzungen und Grenzübergängen. 

* Der grösste Teil dieser Massnahmen wird mit dem Zauberwort "Ter- 
rorismusfahndung" begründet, die eigentlich gewohnheitsmässig als Alibi für 
alle Repressions- und überwachungsmassnahmen dient. Bei Demonstrationen 
(zuletzt am 3.10. zu beobachten) sind Hubschrauber mit eingebauter Kamera 
unterwegs, die in der Lage sind, aus einer grossen Menschenmenge einzelne 
Porträts herauszuvergrössern, die erkennungsdienstlich weiterverwertbar 
sind. Es ist also möglich, Demonstranten, die nicht vermummt sind, 
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sozusagen "vorbeugend" (die Demo könnte ja gewalttätig werden) zu erfas- 
sen, ohne dass diese es mitbekommen. So geschehen bei den Demos in 
Brockdorf, Wackersdorf, Startbahn West und anderen Grossveranstaltungen. 


2. Wanzen, Telefonabhöraktionen und Spitzel (sogenannte V-Leute) 

Nach bundesdeutschem Gesetz darf ein Nachrichtendienst grundsätzlich und 
die Polizei in vielen Fällen (Verdacht auf Vergehen nach 19/129a StGB) oder 
Vorbereitung solcher Delikte sowie in Fällen der Ermittlung bzw. Vor- 
beugung von schwerer Gewalt- und Rauschgiftkriminalität die "Aufzeich- 
nung des gesprochenen Wortes mittels technischer Einrichtungen" und die 
Anzapfung von Telefonen betreiben. Durch die schwammige Formulierung 
insbesondere des 129a hat die Polizei so ziemlich freie Hand, bei aktiven 
Gruppen oder Personen mit solchen Mitteln vorzugehen. Nach diesem 
Paragraphen, der die Bildung bzw. Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung betrifft, wäre es z.B. möglich, die ÖTV zur terroristischen 
Vereinigung zu erklären, sobald sie ein’ Kraftwerk oder eine andere 
wesentlich öffentliche Einrichtung bestreikt! 

"V-Leute" werden (wie das schon die Stasi-Spitzel taten) zur 
Informationsbeschaffung, Zersetzung von Gruppen durch Zerstörung des 
Arbeits- und Vertrauensklimas in der Gruppe, aber auch zur Beschaffung von 
Vorwänden für eine strafrechtliche Verfolgung eingesetzt. Letzteres kann 
z.B. durch das Anbieten voon irgendwelchen "Hilfmitteln" o.ä., die verboten 
sind, durch den Versuch, zu Gewalt aufzurufen usw. geschehen. Wenn die 
Gruppe darauf eingeht, ist wenig später bei einer Durchsuchung die Hand- 
habe für eine Zerschlagung schnell gefunden. fr. 


Vom Polizeistaat zum Polizeistaat 


Erst ein Jahr ist es her, dass Polizisten in Leipzig, Dresden und Berlin ver- 
suchten, mit Knüppelgewalt "Ordnung" herzustellen. 
Nur ein Jahr dauerte es, bis Polizeieinheiten, mit Knüppeln in den Händen, 
wiederum für "Ordnung" sorgten. Jedoch gibt es Unterschiede. Die Knüppel 
und Wasserwerfereinsätze der "Volkspolizei" vom 3. bis 8.10.89 waren das 
letzte Aufbäumen des SED-Regimes und endete in seinem Sturz. Mit den 
Polizeieinsätzen vom 2./3. Oktober 1990 gaben die gesammtdeutschen 
Polizeikräfte ihre Auftaktvorstellung im "geeinten Deutschland". Und das mit 
viel Tatü, tata. 
Abgesehen davon wirken heute die damaligen Ost-Polizisten fast belustigend 
gegenüber den wie Mutanten aussehenden Kampfmaschienen von Westpolizi 
und Bundesgrenzschutz, die gepanzert wie Eishockeyspieler, bewaffnet wie 
Rambo, aufs Prügeln trainiert sind. 
Zusätzlich zu den Berliner Polizeieinheiten wurden 1200 "Beamte" aus 
u sh espnaleu und Einheiten des Bundesgrenzschutzes in die Stadt 
rdert. 


19 


ER IRRE. en, 
HIAND 0 m © 
WelAlaia se = | 1 


Dokument: . 


Einsatzanweisung der Polizei 
vorgesehene polizeiliche Massnahmen am 2. und 3. Oktober 90 


L Dienstag. den 2.10.90: 

1. Fest auf dem Görlitzer Bahnhof: 

Die Polizei beabsichtigt nicht, hier einzugreifen; es sei denn, es komme zu 
Straftaten. ? 


2. Tag der deutschen Gemeinheit: | 

‘Die polizeilichen Massnahmen bei diesen Aktionen "einschliesslich der 
Demonstrationen orientieren sich an dem in den vergangenen Jahren 

bei ähnlichen Anlässen üblichen Rahmen. (1) 


> Treffen auf dem a um rn Uhr: 


Priorität. 
Der Akademieplatz wird weiträumig und frühzeitig so abgespertt, dass 
sich ausser den geladenen Gästen niemand dort aufhält. | 
Die zahlreichen Baustellen werden mit Hundeführern gesichert. 

So soll sichergestellt werden, dass die An- und Abfahrt nicht gestört werden 
kann. (2) 

Die Polizei will in jedem Fall eine Wiederholung der Protestaktionen 
anlässlich der IWF- und Weltbanktagung vor der Deutschen Oper zu ver- 
hindern suchen, vor allem auch im Hinblick auf die Diskusion um Berlin als 
künftige Hauptstadt. (3) 


IL. Rechtliche Problematik: 
Festnahmen und erste Ermittlungen erfolgen bis Dienstag, 0 Uhr 
nach dem Strafrecht der DDR. (Tatortprinzip) 

Volkspolizisten in jeder Einheit sollen das garantieren. 
Festgenommene werden in Gefangenensammelstellen in Ostberlin 
gebracht, wenn sie in Ostberlin festgenommen wurden. 
Bereitschaftsrichter sind Richter aus der DDR. Nur Ostberliner 
Rechtsanwälte haben Zutritt. 

Die Polizei sieht es als problematisch an, wie die Rechte der 
Festgenommenen unter den gegebenen Umständen zu wahren sind. 


IT Mittwoch, den 3, 9. 90: 

Die Polizei sieht es als ihre Aufgabe an, die Demonstration 

bzw. ihre TeilnehmerInnen zu schützen. Genauso wird sie aber auch 

den Parteitag der Reps bzw. demonstrative Aktionen anderer Gruppen 
schützen. (4) 

Grössere Gruppen bzw. Demonstrationszüge in Richtung Kreuzberg 

oder Prenzlauer Berg, die sich nach Ende der Aktivitäten auf dem 
Alexanderplatz bilden , werden nicht aufgelöst. (5) 
m Vorfeld der Demonstration wird es die üblichen 
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assnahmen wie Perso 


nenkontrollen geben. Personen, die verbotene Gegenstände bei sich haben, 
werden nach der überprüfung ihrer Personalien wieder freigelassen. Die 
Polizei hält Hausbesetzungen nicht für ein mit polizeilichen Mitteln zu löse- 
ndes Problem. 


Nachfolgend einige Erläuterungen der Redaktion zum vorran- 
gegangenen Dokument: 


zu (1) Massives Polizeiaufgebot, bei Demonstrationen werden oftmals 
beidseitig mehrreiige Polizeispaliere aufgezogen. Kleinste Anlässe werden 
seitens der Polizei genutzt, um in die Demonstration zu knüppeln. 

zu (2) Das heisst im Klartext, dass diese "Festlichkeit" von vornherein unter 
Ausschluss des "Volkes" geplant wurde. 

zu (3) Anlässlich der IWF/Weltbanktagung in Berlin im Herbst 1988 gab es 
eine Woche lang gut geplante, öffentlichkeitswirksame Gegenaktionen, 
hauptsächlich aus dem autonomen Spektrum. Der Senat von Westberlin ver- 
suchte damals, mit massivem Polizei- und Bundesgrenzschutzaufgebot dies 
zu verhinden. Es kam zu harten Ausschreitungen der Polizei, zum Beispiel 
während der Abschlussdemo, und unter anderem auch gegen die Presse. 
Jedoch gelang es ihnen nicht, die Gegenaktionen zu verhindem. 

zu (4) Der Parteitag der Rep‘s fand nicht statt. Trotzdem wurden mehrere 
Hundertschaften vor dem angekündigten Versammlungsort zusam- 
mengezogen. Was mit "demonstrative Aktionen anderer Gruppen" gemeint 
ist, kann nur spekulativ eingeschätzt werden. Wahrscheinlich sind Nazis 
gemeint. 

zu (5) Auch hier sind nur Spekulationen möglich. Es drängen sich jedoch 
ähnliche Vermutungen auf wie zu viertens 


In die Tat umgesetzt sah das dann z.B. so aus: 


Die ehemaligen Polizeieinheiten der Volkspolizei wurden zum Objektschutz 
abgestellt. Alle operativen Kräfte wurden von West- Einheiten gestellt. 
Ost-Berliner Polizei war nicht mehr zuständig, und unter der Telefonnummer 
110 war niemand zu erreichen. 

In der Nacht vom 2. zum 3. Oktober 1990 fuhren Westberliner Polizei- 
einheiten auf dem Kollwitzplatz auf. Die Beamten umringten das völlig 
friedliche "Republik Utopia Fest", beschimpften und provozierten die Be- 
sucherInnen des Festes. 

Türkische Jugendliche versuchten, in das Stadt-Centrum zu gelangen. Die 
Polizei blockierte die Strassen und prügelte die Kinder und Jugendlichen 
zurück. Ein türkisches Cafe in Nähe Kottbusser Tor wurde von Polizeitrupps 
überfallen, die Gäste misshandelt und festgenommen, das Mobiliar wurde 
total zerstört. In den Polizeiautos wurden Jugendliche gewürgt und 
geschlagen. 

Das Stadtzentrum glich einer Polizeikaserne! 

Ständig fuhren vollbesetzte Einsatzfahrzeuge mit lautem lalü, lala und 
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demonstrierten Präsenz. Am 3. 
10. zeigte dann die Polizei erst 


FRrERN 
En ee 


richtig, was sie kann. So wur- + x 
den die 20 000 Demonstrantin- + En, + 
nen der Demonstration "Es r Ropan + 
reicht - Deutschland halts 2 ae 


Maul“ ins Spalier genom- 
men.Völlig grundlos prügelten 
Polizisten am Mühlendamm 
auf DemonstrantInnen ein. Die 
Folge waren Platzwunden an 
den Köpfen zweier 
DemonstrantInnen und bei 
einer Person ein Schädelriss. 
Am Alex löste die Polizei mit 
brutaler Gewalt die 
Abschlusskundgebung der 
Demo auf. Emeut wurden 
Leute verletzt. Mit Einbruch 
der Nacht wurden immer mehr 
Einheiten herangezogen. Sie 
verwandelten den Alex in einen 
riesigen Polizeikessel. Völlig 
wahllos setzte die lizei 
mehrmals GAS ein, kn lte 
den Alex rauf und runter. Zu 
diesem Zeitpunkt waren kaum 
noch DemonstrantInnen auf 
dem Alex. Gasgranaten flogen 
zwischen die Feststände. 
Knüppel trafen hauptsächlich 
Schaulustige. Die Folge war, 
dass sich viele Menschen zur 
Wehr setzten. Scheiben wur- 
den eingeworfen, Geschäfte 
geplündert und Polizisten mit 
Steinen beworfen. | 
Ab 02.00 Uhr hatte die Polizei die Situation im Griff. über 200 Personen wur- 
den festgenommen. Bereits am Nachmittag, kurz vor Beginn der Demo, 
wurde eine junge Frau aus Treptow auf Grund ihres roten Halstuches 
festgeommen und nach Moabit geschafft.(Tücher, Armschoner, Kaputzen 
reichen aus, um mit der Begründung Vermummungsverbot, passive Bewaf- 
fnung, Planung einer Straftat Leute zu verhaften) Auf der Wache musste sich 
die Frau demütigenden Prozeduren unterziehen. Ausziehen bis auf die Haut. 
Die Beamten rauchten provokativ ihre Zigaretten auf. Erst gegen 01.00 Uhr 
des darauffolgenden Tages (4.10.) war sie wieder frei. Ostler wurden be- 
sonders lange festgehalten. Die West-Polizei wollte gerade ihnen gegenüber 
Macht demonstrieren. | 


Hu gr 
Die Bullen "*+x+* 
greifen nach den Sternen 
Europäische Gemeinschaft der Inneren Sicherheit 
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Nach den Polizeieinsätzen im Herbst 1989 gab es in der gesammten 
Westpresse und von VertreterInnen aller bürgerlichen Parteien und Or- 
ganisationen einen Aufschrei der Empörung. 
Nach den Einsätzen vom 2./3. 10. 1990 verhielten sie sich dagegen nur mas- 
sig. Sämtliche Parteien einschliesslich der AL hielten diesen Einsatz für 
angemessen und lobten ihn sogar. Die Bürgerbewegungen hüllten sich in 
Schweigen. 
Wir sind also wieder soweit. Wieder wird die Meinung Andersdenkender mit 
dem Polizeiknüppel abgewürgt. Im Namen der "Demokratie". 

d.w. | 


Eklat bei den Leipziger 
Revolutionsfeierlichkeiten 


Durch einige Tageszeitungen wurde bereits über den Leipziger Eklat vom 7. 
Oktober berichtet. Bei einer Feier zum Jubiläum der Leipziger Ereignisse 
vom vorigen Jahr wurde Bundespräsident Weizsäcker in höchst unangeneh- 
mer Weise mit platten Realitäten konfrontiert. Jochen Lässig, vor der Wende 
langfhriger Aktivist in der Basisgruppe IG Leben und einige Male in 
Stasi-Haft, jetzt Stadtverordneter des Neuen Forums, hielt folgende, 
eigentlich doch recht gemässigte Rede. Das Publikum fing etwa in der Hälfte 
der Rede an zu klatschen und liess den Redner nicht mehr zu Worte kommen, 
bis der Pfarrer ihm endgültig das Wort entzog. 

Damit war in gewisser Weise die Ordnung wieder hergestellt, denn im 
Gegensatz zu aktuellen Versuchen, die Geschichte umzulügen, konnten die 
Leipziger Friedensgebete nur in ständigem Kampf nicht nur gegen den Staat, 
sondern auch die Kirchenhierarchie stattfinden (siehe auch unsere jahrelange 
Berichterstattung im Vorläufer dieses Blattes, den "Umweltblättern"). Gerade 
der Superintendent Magyrius, der Anfang des Jahres wegen seiner "Ver- 
dienste um das Friedensgebet" den Gustav-Heinemann-Preis erhielt, war der- 
jenige, der den Gruppen die meisten Steine in den Weg gelegt hatte. Und 
schliesslich ist das Premierenpublikum am diesfhrigen 7. Oktober sicher 
nicht das gewesen, das trotz persönlicher und allgemeiner Repressalien dem 
Leipziger Friedensgebet die Treue hielt. 


Sehr verehrter Herr Bundespräsident Dr. Weizsäcker, 
werte Gäste, liebe Leipziger! 


Ich spreche hier im Namen einer Gruppe von jungen Leuten, die in der Vor- 
geschichte der Ereignisse des Herbstes 89 eine wesentliche Rolle gespielt hat. 
Vor der Nikolaikirche und an anderen Orten haben wir versucht, durch 
Demonstrationen auf die brennenden Probleme unseres Landes aufmerksam 
zu machen. Wir waren damals wenige, wurden verfolgt, bespitzelt und ver- 
haftet. 
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Ein Teil der Ziele, die wir mit unserer Aktion verfolgt haben, ist in 
Erfüllung gegangen, andere blieben ungelöst. 

Wir möchten den heutigen Tag nutzen, um uns mit einer, wie uns 
scheint, sehr wichtigen und aktuellen Problematik an Sie, Herr Bundespräs- 
ident zu wenden. 

Wir sind froh, als Bürger der ehemaligen DDR durch den Sturz der 
alten Macht und die Vereinigung mit der Bundesrepublik Deutschland nun 
endlich zu rechtsstaatlichen Verhältnissen zu gelangen. Wir möchten in 
Zukunft darauf vertrauen können, dass sich nie wieder eine Regierung 
selbstherrlich über die Interessen der Menschen hinwegsetzen kann. Wir wol- 
len uns darauf verlassen können, dass künftig in unserem Land, unabhängig 
vom Ansehen der Person, Recht gesprochen wird und ebenso Unrechtstaten 
verfolgt werden, ganz gleich, wer sie begeht, ein Hoher oder ein Niedriger. 

Ich nenne es einen tragischen Zufall, dass in diesen historischen Tagen, 
an denen wir die Vereinigung der beiden deutschen Staaten feiern, auf unsere 
gemeinsame Regierung, ja auf den Rechtsstaat Bundesrepublik insgesamt, ein 
Schatten fällt. Etwas, das man bisher für unmöglich gehalten hätte, tritt nach 
und nach als ein grosser Skandal zutage. Deutschland, das in zwei 
. Weltkriegen unzählige Menschen zu Tode gebracht hat, steht erneut als 
Angeklagter vor der Weltöffentlichkeit. 67 Rüstungsfirmen unseres Landes 
lieferten an den Diktator Hussein Waffen. Deutsche Unternehmer haben er- 
neut Gewinne gemacht mit dem schmutzigsten Geschäft, das die Menschheit 
kennt: dem Krieg. 

Der Golfkrieg, der heute die ganze Welt in Atem hält, wurde mit 
modernster Waffentechnik geführt, ein grosser Teil davon ist in Deutschland 

hergestellt und entwickelt worden. 
Die Perversion fände ihren Höhepunkt, wenn am Golf jetzt unter 
Beteiligung der Grossmächte ein Krieg ausbricht, in dem auch Deutsche zum 
Einsatz kämen, denn dann treten deutsche Soldaten gegen deutsches Giftgas, 
gegen deutsche Raketen und deutsche Waffensysteme an. 

Herr Bundespräsident, dass wir gerade Ihnen dieses Problem vortragen, 
hat zwei Gründe. 

Zum ersten ist Ihr Wort als Bundespräsident in besonderer. Weise 
gefragt, wenn die andere Autorität, die der Bundesregierung, versagt, oder 
zumindest ihren Pflichten nicht voll gerecht wird. Im Kanzleramt gingen 
zahlreiche Hinweise amerikanischer Geheimdienstler auf gefährliche 
deutsche Rüstungslieferungen ein. Trotzdem konnten die Giftgasexporte 
nicht unterbunden werden. Ja, noch ungeheuerlicher ist, dass ein Angestellter 
des bundesdeutschen Staates, der BND-Mann Al Kadhi, der durch ihren Ein- 
satz aus dem irakischen Kerker befreit wurde, als eine Schlüsselfigur dieser 
dunklen Rüstungsgeschäfte angesehen werden muss. 

Herr Bundespräsident, wir fordern Sie auf, ihre ganze Autorität in die 
Waagschale zu werfen, dass hier die Verantwortlichkeiten klargestellt werden 
und eine umfassende strafrechtliche Verfolgung dieser Verbrechen begin- 
nt. Warum wir uns in dieser Angelegenheit an den Bundespräsidenten 
wenden, hat noch einen zweiten Grund. Wir halten Sie, Herr D. Weizsäcker, 
aufgrund ihrer Biographie und aufgrund Ihrer Beziehungen in die deutsche 
Wirtschaft für besonders geeignet, hier für Aufklärung zu sorgen und für die 

26 


le 


Einstellung solcher Machenschaften. Ä 

Aus einer von ihnen autorisierten Biographie konnten wir entnehmen, 
dass sie in den Jahren 1962-1966 geschäftsführender Gesellschafter der 
Chemiefirma Boehringer waren. Gerade in dieser Zeit hat ihre Firma ein 
einträgliches Giftgasgeschäft mit den Amerikanern getätigt. Boehringer 
stellte das Verfahren und Grundstoffe füuuur das Entlaubungsmittel "Agent 
Orange", das in Vietnam Vergiftungen angerichtet hat, die bis heute bei 
Kindern und Erwachsenen hinterlassen. | 

Auch heute noch scheinen Sie Ihre Beziehungen zur Rüstungsindustrie 
nicht aufgegeben zu haben. Sie sind Gesellschafter der sogenannten 
Robert-Bosch-Stifung-GmbH, die zu 90% die eigentliche 
Robert-Bosch-GmbH besitzt. Die Rüstungsfirma Tedix (Heidelberg), eine 
99%-Tochter der Bosch-GmbH, stellt modemste Navigationstechnik her, die 
nun leider auch im Golfkrieg zum Einsatz kommt. 

Ein anderer Weg ihrer Kapitalbeziehung führt von der 
Robert-Bosch-GmbH und der Allianz Holding AG, bei der Sie als Auf- 
sichtsrat fungierten, über die ABM-Beteiligungsgesellschaft München zu 
Messerschmidt--Bölkow-Blohm, der Firma, die dem Irak eine Bombe 
geliefert hat, die die Sprengkraft einer kleinen Atombombe besitzt. 

Herr Bundespräsident Weizsäcker, wir fordern Sie auf, Ihr Kapital aus 
diesen schmutzigen Geschäften zurückzuziehen und den Teil, den Sie durch 
Rüstungsgeschäfte gewonnen haben, den Opfern von Kriegen in der dritten 
Welt zu spenden. Sie geben damit anderen Wirtschaftsführern und Politikern, 
die vielleicht noch stärker in diese Geschäfte verstrickt sind, ein Beispiel, 
Gleiches zu tun. 

Wir fordern Sie auf, ihre ganze Kraft der Aufklärung dieses Skandals 
zu widmen und dafür zu sorgen, dass jeder, der sich zur Beihilfe am Massen- 
mord durch Rüstungsgeschäfte schuldig gemacht hat, mit aller Härte 
strafrechtlich verfolgt wird. 

Noch glauben wir an die Gerechtigkeit, noch glauben wir an die 
Lernfähigkeit der Deutschen. Dieser Glaube wird zerbrechen, wenn die 
führenden Persönlichkeiten dieses Landes ihre Verantwortung nicht wahrneh- 
men. Dieser Glaube kann auch bei den ehemaligen DDR-Bürgemn in Zynis- 
mus umschlagen, wenn nicht alle Schuldigen, selbst wenn sie höchste ämter 
begleiten, zur Rechenschaft gezogen werden. 


Bewegung in den Knästen 


Das Jahr 1990 ist eindeutig das Jahr der Gefangenen: Knastrevolten in ganz 
Europa: von England bis Polen, von Frankreich bis in die Sowjetunion und 
die CSFR, um nur einige zu nennen. Diesen Sommer gab es Aktionen und 
Revolten in bundesdeutschen Knästen(Moabit, Santa Fu, Mannheim, Staub- 
ing, Preungesheim) aufgrund der unzumutbaren Haftbedingungen. 

In den letzten Wochen ging wieder eine Reihe von Protestaktionen durch die 
Knäste. Der Aufstand der DDR-Gefangenen für eine Amnestie hat auch auf 
den Westen übergegriffen.. Angeregt durch den Teilerfolg der 
DDR-Gefangenen haben Gefangene in verschiedenen Knästen die Initiative 
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Warum wird die Zeitschrift 


graswürzel 
revolution 


von Ihnen so gefürchtet ? 


... weil sie uns jeden Monat schmerzlich daran erinnert, daß eseine 
revolutionäre Alternative zur Massenmilitanz gibt. (ein Bücher- 
Autonomer aus Kreuzberg) 


... weil sie es anscheinend nicht lassen kann, zu behaupten, Ge- 
waltfreiheit und Beteiligung an der Staatsgewalt würden sich wi- 
dersprechen. (eine Grüne aus Bonn) 


... weil sie sich nicht so leicht als terroristische Vereinigung brand- 
marken läßt, obwohl sie doch eine ist, verdammt nochmal. (ein Ver- 
fassungschützer aus Köln) 


. weil sie über Sexismus nicht nur redet, sondern auch noch 
glaubt, ihn analysieren zu müssen und deren Leser sich dann von 
unsereinem entsolidarisieren — die Spalter, die. (ein Macker aus 
der Szene) 


... weil sie uns respektlos aufzeigt, daß der bewaffnete Kampf eine 
patriarchale Kampfform ist. (eine Frau aus der Roten Zora) 


Sollten auch Sie jetzt Mut bekommen haben, eine Zeitung zu le- 
sen, die Freundin und Feind fürchten, bestellen Sie ein Abo 

10 Ausgaben 20 DM, Förderabo 30 DM: 

GWR, Schillerstr. 28, 6900 Heidelberg 

Zum Abo für 2 DM in Briefmarken: ein Sonderheft nach Wahl 
(Soziale Verteidigung, Sozialgeschichte des Antimilitarismus, 
Widerstand gegen die Wehrpflicht, Alternative Ökonomie). 
Ansonsten kosten die Sonderhefte 6 DM plus 1 DM Porto. 
Spendenkonto: 266 57-207 PSK Hamburg, BLZ 200 100 20. 


übernommen: 


Dachbesteigungen und Aktionen in Rheinsberg und Willich, Santa Fu, 
Freiburg,Mannheim und Darmstadt, Beyreuth, Straubing, Bernau am Chiem- 
see, Kaisheim und Geldem, Köln-Ossendorf und Stuttgart-Stammheim. In 
Freiburg gab es eine Demo im Knast. Die Gefangenen verweigerten nach 
dem Hofgang den Einschluss und drehten mit Transparenten, auf die sie ihre 
Forderungen geschrieben hatten, ihre Runden. 

Am 26.9. traten in Stammheim Gefangene in einen Hungerstreik für eine 
Teilamnestie. 

Am 1.10. weigerten sich in der Anstalt VIII in Hamburg- Fuhlsbüttel 250 
Gefangene, sich einschliessen zu lassen und begannen einen Sitzstreik. 
Daraufhin wurden sie von MEK-Kommandos (Mobiles Einsatzkomando, d. 
Säzzer) brutal zusammengeknüppelt. 10 Gefangenen gelang es, sich aufs 
Dach abzusetzen, wo sie einen Tag aushielten. Nach ihren Abstieg wurden sie 
in Isolationszellen im Untersuchungsgefängnis verschleppt. 

Am 4.10. traten auf der Isolationsstation Berta I in Santa Fu 15 (jetzt 13) 
Gefangene in einen Hungerstreik für Amnestie, für die Forderungen der 
Mai-Revolte, Abschaffung der Sicherungsverwahrung und der Paragraphen 
218, 175 und 129a. Vorher hatten sie bereits 500 Unterschriften für ihre For- 
derungen gesammelt; das sind mehr als die Hälfte der in Santa Fu Inhaftierten 
und dies, obwohl sie massiv von der Anstaltsleitung behindert wurden. 

Seit dem 3.10. befinden sich im niederrheinischen Geldern nach einer ver- 
hinderten Besetzungsaktion 40 Gefangene im Arbeits- und Hungerstreik für 
die Abschaffung der Isolationszellen und der Sicherungsverwahrung und für 
die Amnestie. Ausserdem finden täglich Aktionen wie Gitterschlagen, 
Parolen rufen, Transparente aufhängen usw. statt. 

Ein Gefangener schildert das so: 7 

"Den ganzen Tag geht hier in Abständen Palaver los, wie gesagt, Gefangene 
schmeissen Klamotten aus dem Fenster und es sind Klopfzeichen zu hören 
und Sprechchöre "Auf die Dächer" / "Durchhalten" / "Hungerstreik" / "Am- 
nestie" / usw..., und es brodelt und rumort hier drin." 

Eine Petition mit 500 Unterschriften wurde an den Bundestag geschickt, das 
heisst, dass fast alle Gefangenen unterschrieben haben. Inzwischen ist der 
Hungerstreik mangels öffentlichkeit unterbrochen worden. 

Wir wissen noch von Hungerstreiks in Detmold und Hannover. 
Diese bundesweiten Aktionen haben auch zu einem regelrechten Verle- 
gungskarussel geführt. Nur: 

inzwischen gibt es kaum noch einen Knast ohne Meuterer. Wo sollen sie 
denn all diese "Rädelsführer" hinverlegen. Dadurch werden doch nur die Er- 
fahrungen aus den Kämpfen weiterverarbeitet. 


- Wir wissen, dass viele - genau wie wir - Schwierigkeiten mit der Forderung 


nach Amnestie haben. Es geht auch den Gefangenen aber schon lange um 
mehr. Die Amnestie-Debatte war nur der Beginn, jetzt greifen sie mit ihrem 
Kampf das Knastsystem insgesamt an. 

Dazu der Gefangene Claus Goldenbaum aus Geldem: 

"Wie du von mir weist, gehts mir persönlich auch weniger um die Amnestie, 
doch sind in den Forderungen ja nicht "nur" die Rufe nach der sog. Amnestie 
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laut, sondern es gibt mehr Schwerpunkte, wie die Abschaffung der SV, und 
dass dieses alte Nazi-Gesetz verschwindet, ist mehr als legitim, aber auch 
Abschaffung von Trakten, Isolation, das sind genauso berechtigte Vorderun- 
gen! 

Das können sie nicht im Keim ersticken, das können sie nicht praktizieren 
und auf Erfolg hoffen, dass sie es hier mit Wegschliessen erreichen.” 

Wir müssen uns darüber im klaren sein, dass diese Bewegung einmalig ist: 
seit mindestens 15 Jahren gab es nicht mehr so eine Bewegung von Gefan- 
genen, die eigenständig die Initiative ergriffen haben. Die ungemeine 
Sprengkraft dieser Aktionen darf nicht verloren gehen. Hier geht es nicht 
mehr nur um Amnestie, wie a auch die Forderungen der verschiedenen 
Gefangenen zeigen: hier geht es um eine allgemeine Bewegung gegen das 
Knastsystem insgesamt. Wir müssen von draussen diesen Kampf aufgreifen 
und dafür sorgen, dass. er nicht isoliert bleibt, sondern sich mit unseren 
Kämpfen draussen verbindet. 


Wenn Ihr mehr wissen wollt, die Gefangenen ünterstützen wollt, wendet 


Euch an: 
Santa Fu-Gruppe, c/o Cafe und Buch, Holstenstr.186, 2000 Hamburg 50 


Interview mit Wolf Biermann 
Während der Besetzung der Ostberliner Stasi-Zentrale 


"telegraph": Die Wende ist schon eine Weile vorbei. Du bist in Hamburg 
geblieben. Die Situation hat sich seit Oktober völlig gewandelt. Die DDR ist 
kapitalistisch, die Menschen sind aber die alten. Wie fühlst Du Dich nach so 
langer Zeit ausserhalb der DDR jetzt bei der Besetzung der Stasi-Zentrale, 
wenn Du jetzt neben den Akten sitzt? 


Biermann: Das sind viele Fragen auf einmal. Als die "Wende" hier passierte, 
kurz vor der Öffnung der Mauer, war ja das grosse Meeting auf dem Alex 
und Bärbel Bohley und andere Aktivisten der damaligen Zeit haben mich ein- 
geladen, dort zu singen. Aber ich kam nicht rein, ich wurde an der Grenze 
zurückgeschickt. Ein bisschen später kam ich dann rein und konnte in Leipzig 
und anderen Städten der DDR singen. Im ersten freudigen Schreck damals 
dachte ich, dass ich sofort wieder in die DDR ziehen muss. Weil ich damals 
dachte, dass die DDR eine Chance hat, einen anderen, einen eigenen Weg zu 
gehen, natürlich weg von diesem verfluchten alten Stasi-System, aber nicht 
einfach ein Teil der Bundesrepublik Dentschlad wird. Damals hatten solche 
Leute wie ich die Dlusion, es könnte einen eigenen Weg für die DDR geben. 

‚ Daich jetzt 13 Jahre im Westen gelebt habe, ist meine Haltung zu 
dieser Gesellschaft auch eine kritische Haltung. Die Probleme, die die 
Menscheit als Ganzes lösen muss, um nicht kaputtzugehen, werden ja in dem 
westlichen System auch nicht gelöst. Insofern spekulierten solche wie ich 

darauf, dass die DDR vielleicht auch aus den F’ehlern des Westens lernen 
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"kann und nicht noch einmal alle Fehler noch einmal machen muss, die die 
schon gemacht haben. Aber das war eine falsche Hoffnung. Die müssen 
wahrscheinlich noch einmal durch die alte Scheisse durch und wahrscheinlich 
noch dicker, als sie dachten. Im Moment sieht es a so aus, als ob der Westen 
schon versucht, sich vom alten Kapitalismus zu verabschieden in Richtung 
auf ökologischen Umbau etc., während hier der richtige dicke alte 
Raubtier-Kapitalismus erst mal etabliert werden soll. 

Damals wollte ich sofort in die DDR übersiedeln, aber das zog sich 
dann hin. Ich bin a in Hamburg mit neuen Freunden eng verbunden, meine 
Kinder gehen dort zur Schule. Von meiner DDR-Frau, die nach meiner 
Ausbürgerung dann nach Westen kam, bin ich inzwischen geschieden. Un- 
sere drei Kinder sind nach westdeutschem Scheiderecht auf beide Eltern 
gleichmässig verteilt. Das heisst, ich kann dort nicht einfach meinen Koffer 
packen und abhauen. 

Jetzt bin ich dabei, eine Kompromisslösung für mein Leben. zu finden. 
Ich suche hier in Ostberlin eine Wohnung, habe auch schon eine gefunden 
und will in Zukunft halb dort, halb hier leben. Wenn die Kinder bei mir sind, 
werde ich in Hamburg sein, wenn die Kinder bei der Mutter sind, dann werde 
ich im Osten sein. Ich will gern hier sein, weil ich in Ostberlin doch mehr 
Freunde und vertraute Feinde habe als in Hamburg. Du weisst, dass ich in 
Hamburg geboren und aufgewachsen bin. Für mich ist in. Hamburg ein 
solider Untergrund, ich bewege mich da sehr sicher. Aber Hamburg war nur 
meine Jugend, Berlin war mein bisheriges Leben und ich möchte gerne 
wieder öfters hier sein. 


"telegraph": Was hat dich während der Oktobertage eigentlich bewegt? Wel- 
che Vorstellungen hast Du von der Perspektive dieser DDR gehabt? 


Biermann: Naja, ich spekulierte, wie andere aus der DDR-Opposition auch. 
Diejenigen, die die Revolution gemacht haben, waren Ja, soweit ich das 
erkennen konnte, mehrheitlich auch der Meinung und der Hoffnung, dass sich 
hier ein dritter Weg gehen lässt, eine Lösung, die sich radikal vom Stalinis- 
mus verabschiedet, aber nicht einfach den vorgeführten Kapitalismus der 
Bundesrepublik nachäfft. Also Versuche das "Volkseeigentum an Produk- 
tionsmitteln", wie es im alten Jargon heisst, in wirkliches Volkseigentum um- 
zuwandeln, denn die VEB gehörten ja nicht dem Volk, sondern den Bonzen. 
Dass also doch der Versuch gemacht wird, eine etwas gerechtere Gesellschaft 
aufzubauen, die nicht so sehr durch Profitinteresse an der Lösung 
gesamtgesellschaftlicher Interessen gehindert ist. In der westlichen 
Gesellschaft, wo bisher sehr viel mehr für die ökologie gemacht wurde als im 
Osten, gibt es doch handfeste Grenzen. Alle, die da mitspielen, wollen Profit 
machen. Das ist das Grundgesetz dieses Spiels. Gesamtgesellschaftliche In- 
teressen lassen sich in dieser Gesellsc nur durchsetzen, wenn sie das 
Gesetz des Profits nicht radikal in Frage stellen. Das muss aber in Frage ges- 
tellt werden, wenn die Gesellschaft überleben will. Deshalb hofften solche 
Leute wie ich, dass dieses pseudosozialistische Krüppel-Volkseigentum in 
echtes Volkseigentum umgewandet wird, dass die Gesellschaft ihre Gesam- 
tinteressen besser regeln kann. 
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Stattdessen wurde die Gesellschaft auf so eine Art Frükapitalismus 
zurückgeworfen. Es etabliert sich hier eine Struktur, die mehr an das 19. 
Jahrhundert als an das zwanzigste erinnert, so dass die Gesellschaft den gan- 
zen mühseligen Weg noch einmal durchmachen muss. Natürlich im Eil- 
marsch, aber für die Leute wird das sehr schwer werden. Ich habe neulich 
schon in einem Artikel in der "Zeit" geschrieben, dass sich die Leute hier 
noch die Nasen abbeissen werden. Sie werden sich totschlagen um des Gel- 
des wegen, so dass die Hunde das Blut lecken. Es wird noch ziemlich ruppig 
werden, denn wie soll das gehen? Die Menschen hier sind ja auch von innen 
ziemlich schwer beschädigt. Sie haben ja fast alle die Haltung von Heim- 
kindern - so stelle ich es mir immer vor -, die plötzlich, ohne befragt zu wer- 
den, entlassen werden. Der Stacheldraht wird weggerissen, der Pförtner wird 
entlassen. Aber der Frass steht mittags nicht mehr auf dem Tisch und man 
muss sich selber kümmerm. Diese Gesellschaft hat die Leute nicht gerade 
darauf trainiert, für sich selbst zuständig zu sein. 

Das trifft auf solche wie Euch nicht zu, weil ihr im Kampf gegen das 
alte Regime schon vor der Wende gelernt habt, Euch in Eure eigenen An- 
gelegenheiten einzumischen. Insofern seid Ihr schon viel westlicher, was das 
Gefühl für Eigenverantwortlichkeit betrifft. Aber die allermeisten Leute in 
der DDR haben noch die alte Haltung. 


"telegraph": Siehst Du nicht gerade auch eine Hoffnung darin. Könnte die 
Zuspitzung der Zustände, die für den Herbst allgemein erwartet wird, nicht 
eine Chance sein? 


Biermann: Das ist eine Spekulation, die leider meistens danebengeht. In der 
Geschichte haben wir Beispiele dafür. Ein ganz dramatisches Beipiel dafür ist 
1933. Da hat die offizielle kommunistische Partei, diese Idioten, bei der 
Machtergreifung Hitlers frohlockt und haben gesagt: "Gut, dass es so schlecht 
geworden ist! Jetzt wird das Volk umso mehr aufstehen und das alte Regime 
wegfegen!" So haben die geredet. Und dann wanderten sie in die KZs und 
wurden liquidiert. Die Spekulation auf die wohltuende Wirkung von 
verschärften Kämpfen kann furchtbar daneben gehen. Natürlich setzt das sol- 
che Kräfte frei, da spekulierst Du ganz richtig. Aber das setzt auch andere 
Kräfte frei und die können viel stärker sein. 


"telegraph": Ich glaube, das sehen wir auch. Aber natürlich nimmt jeder, der 
in der DDR gelebt hat, auch die sozialen Erfahrungen mit in die neue 
Gesellschaft. Ich hoffe, dass dieses soziale Bewusstsein uns vielleicht vor 
. einer solchen Gefahr bewahrt. 


Biermann: Ja, darauf hoffen manche, dass die Leute in der DDR selbst durch 
diesen verkümmerten und verkommenen Sozialismus, noch so einen Rest von 
Anspruch haben auch eine gerechtere, vielleicht sogar sozialistische 
Gesellschaft, in dem Sinne, in dem das Wort ursprünglich gemeint war. Das 
könnte sein, diese Rechnung könnte aufgehen. Es könnte sein, dass die Leute 
hier in der DDR sich an diese Ansprüche erinnern, auch in der Enttäuschung 
darüber, dass ihre übertriebenen Hoffnungen auf Kohl sich nicht bewahrheitet 
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haben. Das ist ja für manche auch ein Stachel. Sie haben sich Kohl an den 
Hals geworfen, als er hier auftrat. Und dann ist es so wie bei einer 
enttäuschten Liebe. Es zeigt sich, dass er doch nur das Gleiche wollte wie 
alle. Er wollte sie für seine Interessen über den Tisch ziehen und hat es auch 
geschafft. Es könnte sich daraus eine Gegenbewegung entwickeln. 


"telegraph": Warum fühlt Du Dich veranlasst, Dich jetzt wieder hier in der 
DDR zu engagieren? 


Biermann: Ich fühle mich mit all dem her nicht nur sehr verbunden, das ist 
schwer untertrieben. Du darfst nicht vergessen, dass ich 23 Jahre meines kur- 
zen Lebens in diesem Land hier gelebt habe und alles, was mich geprägt hat, 
ist eigentlich mehr hier gewachsen. Ich bin zwar in Hamburg geboren und 
war dort bis zum 16. Lebensjahr. Aber was mich geprägt hat und besonders _ 


- als Künstler geprägt hat, ist alles DDR. Ich bin durch und durch östlich, auch 
in meinen Spezialkenntnissen - Ich kenne einfach den Osten besser als den 


Westen -, und noch mehr in Bezug auf meine Gefühle, meine Leidenschaften. 
Alles was hier geschieht, erschüttert mich einfach tiefer, nicht weil es wich- 
tiger ist, sondern weil das eben mein Leben ist, weil ich mich da besser aus- 
kenne. Deshalb werde ich mich, da wo ich wohne, in Hamburg oder Berlin, 
einmischen, in das, was passiert. Deswegen bin ich jetzt auch hier. Ich bin a 
nicht als Revolutionstourist hierher gekommen, sondern um meine eigene 
Sache zu regeln. 

Ich muss mich pa gar nicht engagieren. Wenn ich das Wort Engagement 
höre, zucke ich immer zusammen. Es gibt Leute im Westen, die sind immer 
und ewig engagiert. Merkst Du, dass das Wort einen ganz ekelhaften Geruch 
haben kann? Die machen nicht ihre eigene Sache. Sie engagieren sich für die 
Sache anderer Leute, weil sie sie für fortschrittlich und richtig halten. Aber 
ihre ureigenste Sache ist es nicht. Man könnte sich zum Beipiel dafür en- 
gagieren, dass diese verfluchten Stasi-Akten nicht, wie man in Hamburg sagt, 
in die Krabbel kommen. Aber ich muss mich in dieser Frage nicht en- 
gagieren. Es geht um meine eigenen Akten. Ich vermute, dass es von mir in 
dieser Firma mehr als eine Akte gibt. Sie haben sich über 12 Jahre, als ich 
verboten war, aber auch danach, rührend um mich gekümmert. Wenn Du 
dann noch die vielen Freunde einbeziehen willst, die mit mir lebendigen Kon- 
takt hatten und schon deshalb verfolgt wurden, kannst Du Dir vorstellen, dass 
hier wahrscheinlich ein ganzer Haufen Papier gesammelt ist. Ich will nicht, 
dass diese Akten zerstört werden. Ich will auch nicht, dass sie geklaut werden 
und zum Beispiel an den "Spiegel" verkauft werden oder an den "Stern" oder 
an sonstige Leute. Nicht, weil ich befürchte, dass über mich etwas Peinliches 
herauskommt, sondern weil ich denke, dass das nicht die richtigen Leute zum 
Lesen sind. 

Allerdings bin ich der Meinung, dass ich auch nicht der Richtige bin, 
das zu Lesen. Es ist ein Alptraum für mich, mir. vorzustellen, dass ich diesen 
ganzen Dreck lesen muss. Ich werde meine kurze Lebenszeit nicht damit 
verbringen, diesen ganzen Scheissdreck noch einmal durchzukauen. Aber ich 
will, dass das Material erhalten bleibt, wie auch die Akten meines Freundes 
Robert Havemann und anderer Leute, weil das Dokumente der Zeitgeschichte 
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sind. 

Aber das ist nur ein Aspekt, der nicht den eitlen Künstler und politisch 
tätigen Menschen betrifft. Es gibt, wie Du weisst, auch noch eine soziale 
Seite. Es gibt Leute, die nicht den Ehrgeiz haben, Gedichte zu schreiben oder 
die Welt zu verändern, sondem sie wollen einfach, dass ihnen persönlich 
Gerechtigkeit wiederfährt, dass das, was sie erlitten haben, dokumentiert 
wird, nicht weggeschwindelt wird. Das ist eine moralische Sache. Und 
zweitens, dass daraus mögliche soziale Ansprüche an die Gesellschaft auf 
Wiedergutmachung in Form einer Rente oder dergleichen resultieren. Wenn 
die ganzen alten Kapitalisten und Hausbesitzer jetzt ankommen können und 
sich ihre Häuser zurückholen können..., das sei ihnen gegönnt, sollen sie sich 
fett wie sie sind, noch fetter fressen, jeder wie er kann. Aber die einfachen 
Leute, die hier gequält und eingesperrt und gedemütigt und am Leben be- 
hindert wurden, die müssen auch ein Stück von dem Brot abbekommen. Die 
sind mehr darauf angewiesen als solche, die neben ihren 5 Westhäusern jetzt 
auch noch 3 Osthäuser an Land ziehen. 


"telegraph": Du warst im November und Dezember zu Konzerten in der 
DDR. Dann hingst Du ein bisschen frustig in Hamburg rum. Aber ich glaube, 
die Leute haben etwas von Dir erwartet, vielleicht eine Rückenstärkung. Was 
wir damals erhofft haben, war vielleicht ein Hinweis, der uns in unserer 
politischen Ratlosigkeit hilft. Wäre es nicht damals im November Dezember, 
Januar, wo die Möglichkeiten zur Durchsetzung der direkten Demokratie 
günstiger waren als heute, wäre es nicht damals wichtig gewesen, sich in 
einen solchen Prozess näher einzuklinken. 


Biermann: Das kann man immer sagen, das kostet keine zwanzig Pfennig. In 
meinen Augen Unsinn, weil ich dazu da bin, Lieder und Gedichte zu machen 
und was ich damit nicht liefere, kann ich als nachgemachter Politiker nicht 
hinterhertragen. Ich bin kein Politiker. Weder habe ich die Fähigkeit dazu 
noch die Absicht. Natürlich will ich politische Wirkung ausüben, wie könnte 
das anders sein, aber wenn überhaupt, dann mit den Mitteln, die mir zur 
Verfügung stehen. 

Ich habe drei grosse Aufsätze geschrieben, die alle in der "Zeit" 
erschienen sind. Der erste handelte vom Tod, vom Begräbnis und von der 
möglichen Wiederauferstehung des Kommunismus, der zweite handelte von 
der Staatssicherheit und meinen Erfahrung damit. Der dritte ist jetzt 
erschienen und handelt von den tapfer-feigen Schriftstellern und Intellektuel- 
len in der DDR, ihrer Rolle vor der Wende und während dieser sonderbaren 
Revolution. Damit habe ich mich ausserhalb von Liedern und Gedichten 
öffentlich verhalten, in Prosa sozusagen. Andere Möglichkeiten, politisch 
wirksam zu werden, sehe ich für mich nicht. Ich will nicht Abgeordneter 
eines Parlaments werden, ich will nicht in irgendwelchen Gremien Reden 
schwingen, dazu bin ich nicht gut. 

Ich habe auf meiner neuen Platte zwei grundverschiedene Seiten. Auf 
der einen, auf der A-Seite, sind Lieder, die im Getümmel dieser Wochen und 
Monate entstanden sind, das "Lied von den verdorbenen Kreisen“ zum 
Beispiel. Aber auf der anderen Seite sind Lieder, die ich kurz vor der Revolu 
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tion in der DDR geschrieben 
habe, also in einer Zeit, wo ich 
noch keine Ahnung hatte, dass 
hier alles kippt. Denn ich 
gehörte bestimmt nicht zu 
denen, die das vorher wussten. 
Und nun stellt sich etwas ziem- 
lich interessantes und 
erfreuliches heraus: Diese 
Lieder, die Titel haben wie 
"Melancholie" oder "Come 
5, edito", ein lateinischer Satz, 
der zu deutsch heisst, "Du 
sollst Dein Herz nicht aufes- 
sen", wie dass Lied 
"Shakespeare, 66. Sonett", das 
ich auch in Leipzig sang, diese 
mehr ermsten Gesänge, die 
nicht im Tagesgetümmel 
entstanden sind, sind Lieder, 
die die Leute jetzt in der DDR 
sehr gut gebrauchen können. 
Also Lieder von vor der 
Revolution für die Zeit des un- 
vermeidlichen Katzen jammers 
nach der Revolution. Ein Kat- 
zenjammer, der ja ausgehalten 
werden muss und der nicht 


verschiedenen Antila-Gru n 
dazu führen darf, dass man Inhaltliche Themen: = Frauenbil - 
. r hism a BRD-Flüchtlingspolitik 
alles wieder von sich streckt. : Kunst als Widerstand 
Und dass man es schafft, 


diesen Widerspruch von 
begründeter Verzweiflung und 


Enttäuschung und begründeter Kale Idergruppe AN Querstr. 2, 

ae ın seiner Der Gewinn geht an antilaschistische 
enschenbrust auszuhalten, ae 

das befördern solche Lieder. 


Es ist unser Land! 
Die indianischen Mohawks besetzen ihr Eigentum 


In den Magistralen schicken sich die Mächtigen an, den 500. Jahrestag der 
Entdeckung und 500 Jahre erfolgreiche Kolonisation zu feiern. Und was für 
ein Triumph ist das für sie angesichts der Aussichten auf eine neue Phase der 
Kolonisation jetzt in Osteuropa! Trotzdem geben viele Völker den 
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Widerstand gegen politisch, wirtschaftliche und kulturelle Unterdrückung 
nicht auf. Neuestes Beispiel war die Besetzung eines für einen Golfplatz an- 
nektierten indianischen Gebiets durch die kanadischen Mohawks. 

Nach einem Film der " Autofocus Videowerkstatt Westberlin" bringen wir ein 
Gespräch mit einem der Besetzer, Kenned Dier, Sprecher der Lon- 
ghousesociety: 


Die Mohowk besetzten das Gebiet im März und verkündeten sie würden den 
Ausbau des Golfplatzes verhindem und das Gebiet verteidigen. Die 
Gemeinde Oka erwirkte am 29. Juni eine gerichtliche Verfügung, i in der das 


Gericht anordnet die Barrikaden abzubauen. Die Mohawk weigerten sich und. 


beharrten darauf, dass dies ihr Land ist und sie keine andere Wahl hätten, als 
ihr Land zu verteidigen. Am Morgen des 11. Juli drangen zwischen 300 und 
500 Polizisten der Surete de Quebec in das Gebiet ein und griffen die 
Mohawk mit Tränengas an. Sie stellten ein Ultimatum entweder um 8 Uhr 
aufzugeben oder sie würden getötet. Die Mohawk waren entschlossen nicht 
aufzugeben, da es ihr Land ist, für deren Verteidigung sie bereit sind zu ster- 
ben. Sie hielten eine Tabakzeremonie ab, die seit Jahrhunderten von unserem 
Volk abgehalten wird. Die Frauen begannen mit der Zeremonie und baten die 
Polizei, ihnen etwas mehr Zeit für die Durchführung zu geben. Die Polizei 
gab ihnen eine halbe Stunde, länger wollten sie nicht warten. Mitten in der 
Zeremonie eröffnete die Polizei das Feuer und attacktierte die Mohawk mit 
Tränengas, Granaten,automatischen und halbautomatischen Waffen. Die 
Frauen warfen sich auf den Boden, um nicht getötet zu werden, während die 
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Mohawk sich in alle Winde verstreuten. Als dann die Polizei vorrückte, drehte 
der Wind, - vielleicht durch höhere Intervention,vielleicht hörte der Schöpfer 
unsere Gebete - und blies in Richtung Polizei. Die Polizei zog sich in einem 
heilosem Durcheinander zurück. Infolge der Konfusion rannten sie in- 
einander und zogen sich dann, den Hügel hinunterrennend zurück. Die Situa- 
tion war komisch, wenn sie nicht so tragisch gewesen wäre. Sie liessen eine 
Anzahl Fahrzeuge zurück, ein grosses Räumfahrzeug für die Barrikade, zwei 
Busse und etliches Gerät. Die Mohawk bemächtigten sich der verlassenen 
Fahrzeuge und bauten damit ihre Barrikaden weiter nach vorne aus, blockier- 
ten die Autobahn und hielten dadurch die Polizei von einem dritten Angriff 
‚ab. Die Polizei zog sich danach zurück und errichtete etwas weiter entfemt 
Sperren und riegelten Khanasatake ab und das ist bis heute so. In einem Akt 
der Unterstützung und Solidarität reagierten andere Mohawkgemeinden 
sofort. 

Eine Schwestergemeinde von Khanawahke, zu der wir gehören, hörte vom 
Angriff um 5.30 Uhr morgens. Um 6.30 Uhr hatten die Mohawk von 
Khanawake, aus Protest gegen die Gewalt, alle Zufahrtsstrassen und eine 
Hauptverbindungsbrücke nach Montreal blockiert. Wir sind fest davon übe- 
rzeugt, dass diese Aktion viel Aufmerksamkeit auf die Ereignisse in 
Khanasatake gerichtet hat und dadurch wahrscheinlich 

das Leben vieler Mohawk rettete. 

. In der jetzigen Situation sind 2000 Mohawk in Khanasatake und nochmal 
5000 in Khanawake vollkommen von der Polizei umstellt. Die Polizei unter- 
bindet die medizinische Versorgung und Lieferung von Nahrungsmitteln, sie 

‘ lassen keine Beobachter rein und verhinderten vor kurzem selbst die Hilfe 

vom Roten Kreuz. Sie geben Fehlinformationen an die Öffentlichkeit weiter. 

Seit 15 Tagen ist die Versorgungslage kritisch, und unsere Leute leiden unter 


Nahrungsmangel - und das in einem der reichsten Länder der Welt.Das Ziel 


der kanadischen Regierung ist, den Geist der Mohawk zu brechen. Sie wollen 
dass wir unseren Kampf um Freiheit, um unser eigenes Land und um 
Rechtssouveränität in unserem eigenen Territorium aufgeben. Sie bedienen 
sich aller. legalen und illegalen Mittel, um die Mohawk zu unterdrücken. 
Ohne Zweifel ist der Kampf der eingeborenen Menschen heute offener, und 
die kanadische Regierung zeigt ihr wahres Gesicht - das einer unterdrücke- 
nden und kolonialistischen Regierung. 

Wir verstehen uns als eine Nation von Menschen, mit Bevölkerung,Terri- 
torium, einer eigenen Verfassung, der Möglichkeit der Gesetzgebung und 
dem Recht Verträge mit anderen Nationen abzuschliessen. Wir sind eine 
eigenständige Nation - nur das will die kanadische Regierung nicht 
wahrhaben | 


Wie können Mohawk seit Jahrhunderten in Nordamerika leben und immer 
noch kein eigenes Land besitzen. Wie kann das sein, obwohl die Mohawk als 
Nation nie irgendein Papier unterzeichneten, das besagt,dass sie ihr Land auf- 
geben. Dies ist schlicht eine Verletzung von Grundrechten: darauf muss die 
Welt ihr Aufmerksamkeit richten.Die Hauptfrage für die Mohawk-Nation ist, 
ob die Regierung das Recht hat, Titel von Mohawkland den Mohawk zu 
übertragen? Bisher ist alles Land der Mohawk, sogenanntes Kronland, d.h. in 
Treuhand der kanadischen Regierung. Die kanadische Regierung hat sich nie 
. & AD 
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mit uns an den Tisch gesetzt, um diese Frage zu diskutieren oder zu lösen. 
Dass Kanada das Land einst von einem Franzosen für 1,4 Mio. $ überhaupt 
gekauft hat, ist ein Unverschämtheit. Es ist beleidigend von Seiten der 
kanadischen Regierung, dass sie, um zukünftige Konflikte zu vermeiden, sich 
nicht realistisch und ehrlich, nicht nur mit den Mohawk, sondern auch mit 
allen anderen Eingeborenen von Kanada, an einen Tisch setzt, um über 
Landrechtsfragen zu verhandeln. Die gesamte Vorgehensweise der Regierung 
diese Fragen zu klären, nämlich mittels Landrechtskommissionen, ist unan- 
nehmbar. Wir stünden ganz am Anfang, wenn wir Land.einfordern würden, 
denn dass wir Land haben wollen, ist Interpretation der Regierung, während 
wir sagen, dass wir das Land nicht einklagen, da wir es besitzen: es ist unser 
Land!!! Das muss klargestellt werden oder es wird viele andere Okas in 
Kanada geben! i 
Wenn sie jetzt nach 500 Jahren den Völkermord feiern wollen, stehen wir 
immer noch da und kämpfen. 
Der Schöpfer hat uns dieses Land zur Pflege gegeben, bevor die Europäer 
überhaupt wussten, dass es existiert.Wir fühlen uns beleidigt, dass diese Feier 
der 500 Jahre eine fröhliche werden soll, denn sie war sicher nicht fröhlich 
für die Menschen Amerikas. Es begann damit ein langer Weg des Völkermo- 
rdes. Millionen um Millionen starben in dieser Welle des Genezids über all 
die Jahre und das setzt sich noch fort, so im Juli 1990 in Kanada, wo 
Gewehre auf eingeborene Menschen gerichtet sind, weil sie ihr Land ver- 
teidigen, genauso wie im 15. Jahrhundert, nichts hat sich geändert, nur die 
Waffen sind sehr viel tödlicher geworden. 


OBER | 
Roma in Rumänien - Roma in Berlin 


Seit April diesen Jahres erreichte eine Vielzahl von Menschen aus Rumänien 
die Bundesrepublik bzw, die DDR. Allgemein wurden sie als Flüchtlinge 
bezeichnet. In West-Berlin wurde die Anzahl von ca.6000 romänische Flüc- 
htlinge angegeben. Obwohl keine Differenzierung durchgeführt wurde, 
wurde davon ausgegangen, dass etwa 80% der Romänen den Roma 
zuzuordnen sind (diese Pauschale Einordnung bzw. Zuordnung erschien in 
zahlreichen Pressemeldungen). | 

Sieht man sich die gegenwärtige Situation in Berlin an, so stellt man fest, 
dass die Rumänen und vor allem die Roma aus dem Stadtbild verschwunden 
sind. Einerseits, weil viele wieder in ihre Heimat zurückgekehrt sind, anderer- 
seits, weil die Grenzen für Rumänen in nahezu jedem Land versperrt sind. 
Bereits Mitte Mai wurden von den DDR-Behörden erschwerte Einreise- und 
Transitbestimmungen erlassen: Rumänen, die in die DDR einreisen wollen, 
müssen über genügend Devisen und eine polizeilich genämigte Einladung 
verfügen, wenn sie die Grenze passieren wollen. österreich hat die Grenze für 
Rumänen schon vor Monaten nahezu geschlossen und setzt seit Anfang Sep- 
tember zusätzlich Soldaten ein, die die "grüne Grenze" zu Ungam übe- 
rwachen sollen. Die CSFR verlangt seit Mitte August von Rumänen, die ihr 
Land als Transit benutzen wollen, die Erfüllung der deutschen Einreisebe- 
stimmungen (Devisen, touristische Buchungen oder Einladungen). 
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Die restriktiven Reisebestimmungen wurden stets mit der grossen Anzahl der 
Roma in Verbindung gebracht. Es ist nicht verwunderlich, dass nun auch in 
der rumänischen Öffentlichkeit und in den Medien den Roma die Schuld 
dafür zugeschrieben wird, dass die Rumänien kaum noch oder nur unter 
schweren Bedingungen ins Ausland reisen dürfen. Es kam zwar bisher zu 
keinen Ausschreitungen den Roma gegenüber, doch zeigen vereinzelte und 
kleine Aktionen (Razzien auf den Schwarzmärkten, überfälle in den 
Romavierteln), dass ein rassistisches Potential den Roma gegenüber vorhan- 
den ist und dass dies von der Mehrheitsgesellschaft und vom Staat geduldet 
wird. 

Die Roma in Rumänien befinden sich in einer schutzlosen Position: Sie 
verfügen im Land über keine einflussreiche Organisationen und auch nicht 
über eine internationale Lobby, die ihre Rechte vertreten kann. Bewahrheiten 
sich die düsteren Prognosen hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung 
Rumäniens, d.h. noch grössere Versorgungsprobleme mit Nahrungsmitteln 
und Energie für den Winter und hält man sich die bereits angelaufenen Kam- 
pangnen gegen die Roma -dass sie Schuld tragen an der gegenwärtigen 
Misere und denMissständen-so lässt sich für die nahe Zukunft nur Schlechtes 
für die Roma erwarten. 
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"Die Auswirkungen der Veränderungen :in 
Osteuropa auf den 'Nord-Süd-Konflikt'" 


Karen Dippe, Roman Herzog 
(Berlin, Juni 1990) 


- Die Veränderungen in Osteuropa haben zur Folge, daß 
die Industrieländer sich wirtschaftlich - vor allen 
bezüglich der Privatinvestitionen - von den Entwick- 
lungsländern ab- und Osteuropa zu wenden. Dadurch 
wird die den Unbrüchen vorTausgeagangene 
°Zwangsabkopplung” der "Dritten Welt” aus der NWelt- 
wirtschaft verstärkt. 


Dieses These wurde unter anderem von Franz Nuscheler 
bereits im Dezember vergangenen Jahres aufgestellt 
(Vgl.:Der Überblick 4/89). Die Tendenz der 
"Zwangsabkopplung” haben wir in Teil I bereits erläu- 
tert. Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsge- 
sellschaft (DEG) zur Förderung der Privatinvestitio- 
nen in der "Dritten Welt" erwartet als Folge der 
Osteuphorie genau diesen Einbruch bei den Direktinve- 
stitionen ,„ da bis Ende April bereits 200 Anfragen 
deutscher Unternehmer eingegangen seien, die ein In- 
teresse ihres Unternehmens an der Zusammenarbeit der 
DEG in Osteuropa bekundeten (Vgl1.: HB 08.05.1990). 
Auf der diesjährigen Jahrestagung der In- 
teramerikanischen Entwicklungsbank (IDA) wurde die 
Annahme einer Akzentverschiebung der Investitions- 


ströme durch die Ankündigungen großer deutscher Un- 
ternehmen über Investitionsvorhaben in Osteuropa be- 
stätigt (Vgl.: FAZ 02.04.1990). Entsprechend planen 
352 der 1500 größten US-Unternehmen, verstärkt Inve- 
stitionen in Osteuropa zu tätigen (Vgel.: taz 
22.06.1990). "Schon jetzt ziehen sich westliche Un- 
ternehmen in ganz Westafrika eilends zurück... weil 
der schwarze Kontinent schlicht pleite ist."(Nassib 
1990) Nach einem Bericht des CNPP (französischer Un- 
ternehmerverband) wollen 772 der französischen Unter- 
nehmen sich in den nächsten drei Jahren aus Afrika 
zurückzuziehen (Vgi1.: taz 17.05.1990). 

Die IFC, eine Tochterorganisation der Weltbank zur 
Förderung privater Investitionen in der "Dritten 
Welt", bereitet sich ebenfalls auf die Geschäfte mit 
Osteuropa vor (Vgl1.: DAS 19.1.1990). 

Die bundesdeutsche Firma Siemens hat im Juni mit dem 
Bereich für Öffentliche Kommunikationsnetze in der 
UdSSR ein "joint venture" zur Produktion digitaler 
Kommunikationssyteme mit einem Gesamtinvestment von 
160 Millionen DM gegründet. Bis 1994 ‘ist eine jähr- 
liche Produktion von 3 Millionen Anschlußeinheiten 
mit über 2000 Beschäftigten geplant (Vei.: HB 


22./23.06.1990). Daimler Benz und Mitsubishi planen. 


gemeinsam die Errichtung einer LKK-Fabrik in der So- 
wjetunion mit einer Jahresproduktion von 300.000 
Fahrzeugen sowie einen Technologietransfer für den 
Aufbau von Kleinlastwagen in dem IFA-Werk in Ludwigs- 
felde (DDR) (Vg1.: taz 07.06.1990). Abgedeckt werden 
diese Investitionen bundesdeutscher Firmen in Osteu- 
ropa durch die Hermesbürgschaften der Regierung, wel- 
che den Unternehmen bei etwaigen Komplikationen die 
Profite sichern. (Vgl.: taz 22.06.1990) 

Diese Beispiele machen deutlich, in welchem Größenum- 
fang sich die Direktinvestitionen in Osteuropa bewe- 
gen und belegen die These, daß diese zunehmende Inve- 
stitionstätigkeit im ehemaligen Ostblock zwangsläufig 
zu einer Verringerung derselben in den Ländern der 
"Dritten Welt" führen wird. Opportunisten wie der 
Vorsitzende des Ibero-Amerika-Vereins und der 
Deutsch-Mexikanischen-Geseillschaft, Hans Singer, be- 
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teuern zwar, daß aufgrund des internationalen Konkur- 
renzkampfs die Industrieländer sich eine Vernachläs- 
sigung der Länder der "Dritten Welt” nicht leisten 
können, (Vg1.: HB 31.01.1990; FAZ 01.02.1990) doch 
dies ist mehr als rethorische Beschwichtigung denn 
als wirklicher Fakta zu bewerten. 


- oben den Bircktinvestitionen werden die Finanz- 
‚ströse (Kredite) in die Entwickiungsländer sich ver- 
ringern, da in Ostearopa nun gewaltige Summen bend- 
tigt und so die Mittel vom dem internationalen 
Finanzorganisationen (z.B. IWE und WB) absorbiert 
werden. 


"Die Weltbank ist bereit, eine wichtige Rolle bei der 
internationalen, konzertierten Unterstützung in Ost- 
europa zu spielen", erklärte Eugenio Lari, der Welt- 
bankdirektor für Europa, Nahost und Afrika im Januar 
in London (HB 24.1.1990). 

So will die Weltbank im Verlauf der nächsten drei 
Jahre mehr als 5 Mrd. $ US für Polen, Ungarn und Ju- 
goslawien und weitere Mittel für Rumänien zur Verfü- 
gung stellen. Allein in diesem Jahr sollen Polen rund 
1,67 Mrd. $ US zufließen. (Vgl.: HB 24.01.1990) Dieses 
Geld soll als Strukturanpassungsdariehen zum Aufbau 
eines Bankensystems und eventuell auch einer Arbeits- 
losenversicherung verwendet werden. Für die Aktivitä- 
ten in Osteuropa richtete die Weltbank ein Büro in 
Warschau ein. (Vgl.: FR 15.03.1990) 

Am 29.05. wurde in Paris von den Staatschefs der EG 
‚die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBWE) gegründet und mit 20 Mrd. $ US Startkapital 
ausgestattet. Sie soll die finanzielle Hilfe für Ost- 
europa koordinieren. (Vgi1.: Ei Pais 30.05.1990) 

Der OECD-Entwicklungshilfeausschuß (DAC) hat sich be- 
reits im Dezember darauf verständigt, den Osten fi- 
nanziell zu unterstützen. Auf dem G-7-Treffen in Pa- 
ris am 07.04. gab es dann erste generelle Verständi- 
gungen zwischen den führenden Industrienationen, die 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Houston/Texas Anfang 


Juli konkret werden soll. Insgesamt soll das Kredit- 
paket für die Sowjetunion 

25 Mrd $ US betragen. (Vgl.: taz 23.06.90) Die Bun- 
desrepublik gab der UdSSR am 21.06. bereits einen 
Kredit in Höhe von 5 Mrd. DM, der laut Kanzler Kohl 
als "Initialzünder” für die westliche Hilfe angesehen 
werden sollte (Vgl.: HB 22./23.06.1990). Gedacht ist 
dieser größte Einzeikredit, den bundesdeutsche Banken 
je vergeben haben, allerdings vor allem für die Zu- 
rückzahlung der offenstehenden Verpflichtungen der 
UdSSR gegenüber den westdeutschen Kreditgebern. (Vgl.: 
taz 22.06.1990) Desweiteren wird Ungarn von der Bun- 
desrepublik Ende Juni ein Kredit in Höhe von 800 Mil- 
lionen DM gewährt. (Vgl.: taz 23.06.1990) Pikant ist 
auch, daß Polen und Ungarn nach Mexico vor weiteren 
Entwicklungsländern in den Genuß des "Brady-Plans" 
zur Reduzierung der Auslandschulden kommen sollen. 

Dagegen wurde die spanische Initiative zur Einrich- 
tung eines europäischen Garantiefonds, mit: dem Maß- 
nahmen zur Reduzierung der Auslandsschulden‘ der 
"Dritten Welt" abgesichert werden sollten, von der G- 
7-Gruppe abgelehnt. (Vgl1.: Falk 1990, S.294) Der IWF 
erhöhte zwar seine Eigenmittel um 50% von 120 auf 180 
Mrd $ US, allerdings zur Förderung der Reformen in 
Osteuropa. (Vgl.: taz 09.05.1990) 

Die internationalen Banken können nicht so viele 
Kreditinvestitionen gleichzeitig tätigen, weshalb 
eine zunehmende Unterstützung Osteuropas zwangsläufig 
die Zusagen für die "Dritte Welt" verringern müssen. 
Die EG hat schon heute den Ländern Osteuropas mehr 
finanzielle Hilfe zugesagt, als den AKP-Staaten in 
den letzten 15 Jahren insgesamt bewilligt wurde. 
(Vgel.: SN 10.04.1990) 


Auch Japan hat von den ursprünglich auf 10 Mrd. $ US. 


geplanten Krediten für Lateinamerika kurzerhand 6 
Mrd. $ US in einen Osteuropa-Topf umgeleitet. (Vgi.: 
RM 13.04.1990) 

Zudem könnte die Finanzkonzentration auf die Verwer- 
tungsräume in Osteuropa durch die zu erwartende 


starke Aufwertung der DM, welche die übrigen Länder 


dazu zwingt, ihre Leitzinsen anzuheben, das interna- 


tionale Zinsniveau steigern, somit die Schuldenkrise 
verstärken und die allgemeinen weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die "Dritte Welt" weiter ver- 
schlechtern. 

(Vegi1.: Erdem 1990, S. 9) 


- Durch die Ost-Rest-Entspannung fällt - neben der 
ökonomischen - die geostrategische Komponente als 
zentraler Bestandteil der Entwickiungspolitik weg, 
wodurch diese, ohnehin schon durch die Zuwendungen 
für Osteuropa lediert, ihre Schubkraft verliert. 


"Die Bundesrepublik und die Europäische Gemeinschaft 
müssen den Umbau der reformbedingten Volkswirtschaf- 
ten Mittel- und Osteuropas als ihre geopolitische 
Chance wahrnehmen”, sagte der ehemalige Chef der Bank 
für Internationale Zusammenarbeit (BIZ) Dr. Günther 
Schleiminger auf einer Tagung am 17./18.02. in Augs- 
burg. (HB 19.02.1990) Diese Aussage impliziert, daß 
geostrategische Überlegungen einen entscheidenden 
Faktor für die Entwicklungspolitik darstellen. Osteu- 
ropa wird somit auf dem entwicklungspolitischen Ge- 
biet zum Konkurrenten mit den Entwicklungsländern. So 
suspendierte Hans Jürgen Paul von der Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ) am 6. Dezember 
ein Projekt in Bolivien mit der Begründung: "Das Pro- 
blem ist ein finanzielles. Unsere Regierung muß jetzt 
unseren Brüdern helfen, die jahrelang hinter dem 
Eisernen Vorhang ausgehalten haben." (Pägina/l2 
12.12.1989). Mit ähnlicher Begründung hatte Entwick- 
iungshilfeminister Warnke wenige Tage zuvor am 25.11. 
ein weiteres Projekt stillgelegt. 

Damit die osteuropäischen Länder überhaupt in den 
"Genuß" der Entwicklungshilfegelder kommen können, 
billigte die OECD diesen im Januar den Entwicklungs- 
länder-Status zu. (Vgl.: taz 24.02.1990) 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit (BMZ2) erhielt mit 1,5 Personalstellen die Fe- 
derführung für die Osteuropahilfe, womit klar ist, 
daß die Gelder aus dem Entwicklunghilfetopf genommen 


werden. Bereits im November erhielt das BMZ einen 
neuen Titel mit der Bezeichnung "Förderung der wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung in 
der Volksrepublik Polen und der Republik Ungarn". 
(INE 12/89) 

Von den 55 Millionen DM erhalten die Carl Duisberg 
Gesellschaft (CDG) und der Senior Experten Service 
. die für 1990 eingeplanten 10 Millionen DM zur BDurch- 
führung von Ausbildungsprogrammen für Fach- und Füh- 
rungskräfte ({Vgl.: FAZ 05.12.1990), nachdem diese 
traditionell für die "Dritten Welt" zuständigen Orga- 
nisationen die Ausweitung ihrer Aktivitäten nach Ost- 
europa als "politische Notwendigkeit" betont hatten. 
(Vgl1.: DAS 19.01.1990) Dies ist kein Einzelfall, denn 
fast alle entwicklungspolitischen Organisationen bie- 
ten ihr im Süden erprobtes Instrumentarium für die 
Hilfe im Osten an. 

Faktisch wurde Polen von der BRD schon im Oktober 
1989 wie ein Entwicklungsiand behandelt, da die Deut- 
sche Entwicklungs Gesellschaft (DEG), welche nur für 
die Entwicklungshilfe zuständig ist, an der Finan- 
zierung von "joint ventures' beteiligt wurde. (Vgl.: 
Welt 31.10.1989) Auch die USA haben ihre ersten 
Hilfspakete für Ungarn und Polen mit 5% ihrer Aus- 
landshilfe für die "Dritte Welt" finanziert. Die 
Niederlande, Belgien, Dänemark und Schweden haben 
ähnliches angekündigt (Vg1.: FAZ 13.01.1990) US-Sena- 
tor Dole fordert eine weitere Umschichtung der Hilfs- 
mittel zugunsten Osteuropas. (Vgl.: Zeit 13.04.1990) 
Auch die EG-Entwickiungspolitik im Rahmen des Lomö- 
Abkommens litt unter den Eindrücken in Osteuropa: Mit 
10,8 Mrd. ECU (23,7 Mrd. DM) blieb die Finanzausstat- 
tung des neuen Abkommens (Lom& IV) weit hinter der 
von der AKP-Gruppe geforderten Verdoppelung auf rund 
15 Mrd. ECU zurück. Im Vergleich zu Ungarn und Polen 
ist die Finanzhilfe der EG für die AKP-Staaten gera- 
dezu lächerlich gering: "Hährend sie den ersteren 
rund 60 $ US pro Kopf zahlt, bekommen die letzteren 
ganze 7 $ US pro Einwohner". (Vgl.: Falk 1990, S.295) 
Darüberhinaus ließ die EG verlauten, die Exportgaran- 


tien für die Länder der "Dritten Welt“ zu kürzen und 
die freiwerdenden Mittel nach Osteuropa umzuleiten. 

Die staatliche BEntwicklungshilfe nimat aufgrund der 
rückläufigen Privatinvestitionen in der "Dritten 
Welt” relativ an Bedeutung zu (Die Weltbank ist 
heute schon die größte Finanzier in der "Dritten 
Welt") , muß aber gleichzeitig durch die Zuwendung 
zum Osten einen Funktionsverlußt gegenüber den tradi- 
tionellen Bereichen hinnehmen. Darüberhinaus wird die 
Zusage von Entwicklungshilfegeldern zunehmend mit ei- 
ner. Konditionalisierung politischer Art verbunden, 
die die Entwicklungsländer unter Druck setzt,” politi- 
sche und wirtschaftliche Reformen nach dem Vorbild 
‚der Länder Osteuropas einzuleiten, wollen sie über- 
haupt noch Gelder erhalten (s. auch Abschnitt 4. 
"Auswirkungen machtpolitischer Art"). Ein Ausdruck 
für das schwindende Interesse der Entwicklungspoliti- 
ker an der "Dritten Welt"-Problematik ist auch die 
Tatsache, daß lediglich 4 der 12 Minister an dem 
Treffen mit den ASEAN-Staaten (ostasiatischer NWirt- 
schaftszusammenschluß) teilnahmen. (Vel.: Welt 
16.02.1990) Desweiteren blieb auch der Weltbank-Ap- 
peil zur Verdoppelung der Entwicklungshilfe an 
Afrika bis zum Jahr 2000 ungehört. 


Fortsetzung folgt im nächsten Heft 


"Stop Zarnowiec, Stop CZorstyn" 


Das waren die zwei Anliegen eines Happenings vor dem Industrieministerium 
in Warschau Ende August diesen Jahres. 

In Zarnowiecz ist das erste polnische AKW (ein Siemens-Reaktor) im 
Bau. Zwei weitere sind geplant, die nächste Baustelle wird Klempizc sein. 

In der Nähe von Czorstyn wird schon seit 15 Jahren an einem 
Dunajec-Staudamm gebaut, der in 5 Jahren abgeschlossen sein soll. Das 
"sozialistische Grossprojekt" wurde in Spekulation auf österreichischen Was- 
sertourismus geplant. Damit haben sich die ehemaligen Bewohner (die letzten 
wurden vor ca. 5 Jahren umgesiedelt) abgefunden, die nun auf reiche Touris- 
museinnahmen hoffen. Nebenbel soll der Damm die Wasser- und Energiever- 
sorgung von Zakopane und Nowy Tary verbessern. 

Gegen den Damm spricht jedoch: 

- das anliegende Kalkgestein, bei dem grosse Ausspülungen befürchtet 
werden; zwei auf den Felsen befindliche Burgen, eine davon ein Museum, 
sind vom Einsturz bedroht; 

- die Devastierung (Zerstörung) kunsthistorisch wertvoller Ortschaften, die teil- 
weise schon begonnen hat; 

- die durch den See eintretende lokale Klimaveränderung führt zu 
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Veränderungen in Flora und Fauna des mitten im Nationalpark gelegenen 
Gebietes, in dem es zahlreiche Biotopreservate gibt; 

- eine erwartete sehr schlechte Wasserqualität (der See wird sehr flach wer- 
den, was die Eutrophierung begünstigt; die vorgelegenen Ortschaften besitzen 
keine Kläranlagen, solche sind nicht einmal geplant), was eine Nutzung zur 
Wasserversorgung und auch touristisch stark einschränken dürfte; 

- die Energieversorgung Ist bisher ungeklärt, es gibt Jedoch schon Verträge 
über Energielieforungen nach österreich. 

Und ganz nebenbei ist das noch ein wunderschönes Tal, was da abgesenkt 
werden soll. 

Dem Warschauer Happening vorrausgegangen waren zwei Blockaden 
der Bauarbeiten am Staudamm. 

Bei der ersten Blockade im Juli beteiligten sich ca 200 Leute, die 
Zufahrtsstrasse konnte drei Tage vollständig blockiert werden. Polizei 
erschien nicht, es gab jedoch starke Auseinandersetzungen mit den Bauar- 
beitern, die im Akkordlohn bezahlt werden. Nach Absprachen wurden dann an 
den nächsten beiden Tagen die Eingänge des Stützpunktes blockiert, so dass 
die Arbeiten gar nicht erst begonnen werden konnten. 

Die zweite Blockade Im August war durch starke Polizeipräsenz geken- 
nzeichnet, teilweise genau so viele Polizeifahrzeuge wie Blockierer. Es war 
jedoch erst der dritte Pollzeleinsatz unter der neuen Reglerung und Verhaftun- 
gen hatte es bisher noch nicht gegeben. So kam es dann eher zu einem 
Katze-und-Maus-Spiel, da die Polizei die Blockaden laufend abräumte, aber 
die Leute nur bis zum Strassenrand drängte und dann wieder frei liess. Es gab 
eine sehr gute Medienresonanz, allerdings erst nach Ende der Block- 
adewoche. | 

Für den nächsten Sommer wird zu einem internationalen Camp auf- 
gerufen, den ganzen Sommer sollen unterschiedliche Aktionen gegen den 
Dammbau stattfinden. Mensch kann das gleichzeitig mit Urlaub-machen ver- 
binden, es gibt gute Möglichkeiten zum Zelten, leerstehende Häuser und, wie 
gesagt, eine schöne Gegend. 


> 


Weitere Informationen zu Czo erhaltet Ihr über: 
Stanislaw Zubek, 30-047 Krakow, ul. Karlowicza 17/4, Tel. Krakow 


PS: Polnische Anti-AKW-Gruppen suchen Informationen zu Siemens, vor 
allem zu Aktivitäten der Firma im dritten Reich. Diese Infos können über die 
Umwelkt-Bibliothek Berlin weitergeleitet werden. 


DIE HERBSTKONFERENZ DER ANTI-AKW-BEWEGUNG 
FINDET VOM 186.11.-18.11.90 IN BREMEN STATT. Gemeinsam bleiben wir 
unausstehlich-Abschalten aller Atomanlagen. Vorschläge für Inhaltliche Aus- 
gestaltung, Arbeitsgru und Beiträge für den Reader (Redaktionsschiuss 
am 19.10.) sowie Referenten zu verschiedenen Themen werden noch drin- 


gend rate Tagungsbe 20 DM excl. Reader. Beiträge, Anmeldungen 
und Intos ImmBBA-Laden, St. Pauli Str. 10/11, 2800 Bremen 1, 
Tel.: 0421/700144, Mo-Fr 16-19 Uhr. Für Unterkunft wird gesorgt. 
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LATEINYAMERIKA 


NACHRICHTEN 
Die LATEINAMERIKA NACHRICHTEN informieren zuverlässig. Berichten 
engagiert. Analysieren Zusammenhänge. Mischen mit in der Solidaritäts- 
bewegung. Sind selbst-verständlich-kritisch. Bringen jeden Monat Aktuel- 
les und Hintergründe 


® über Guerilleros, Generäle und Genlabors 

@ über Filme, Fidel und Finanzen 

© über Atomanlagen, Armut und Aufstandsbekämpfung 
@® über Weltbank, Wohl- und Widerstand 

@® über Liebe, Linke und Landreform 

® über Bush, Bananen und Befreiung 

® über Urwald, Urlaub und und und 


LATEINAMERIKA NACHRICHTEN. Die Monatszeitschrift zu Latein- 
amerika. Seit 16 Jahren abhängig nur von ihren Abonneniinnen. 


® Probeabo für 3 Monate (verlängert sich nicht automatisch; 10,- DM 
bitte Vorauskasse, Verrechnungsscheck oder Briefmarken) 

® Jahresabo incl. Porto: 55,-/70,- Luftpost (Ausland) 70,-/90,-. Diese 
Bestellung kann binnen einer Frist von einer Woche (Datum des 
Poststempels) schriftlich widerrufen werden gegenüber LN-Vertrieb, 
Gneisenaustraße 2, 1000 Berlin 61. 


